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Halle, Dienstag den 22. Januar
Hierzu eine Beilage.

1859.

Deutſchland.
Halle, d. 21. Januar. Von befreundeter Hand iſt uns

aus Berlin der nabhfolgende Anruf an die Geſinnungsgenoſſen
zugekommen. Derſelbe lautet:

„Jn unſerer Anſprache vom 16. December v. J. haben
wir kein Wahlprogramnm fur den Eirfurter Reichstag aufgeſtellt.
Es ſchien das genügend, an diejenigen uns zu wenden, welche
das Werk der deutſchen Einig ung auf Grund des Bündniſſes
vom 26. Mai v. J. eſſtreben.

Die Anſprache hat erfreulich gewirkt und zahlreiche Verbin-
dungen nicht bloß in Preußen, ſondern auch in den verbündeten
Staaten konnten angeknuüpft werden.

Aber auch an Mißverſtändniſſen hat es nicht gefehlt, und
von verſchiedenen Seiten iſt der Wunſch geäußert worden es
moge von uns ein beſtimmtes Programm für die bevorſtehenden

Reichstagswahlen aufreſtellt werden.
Nach den zahlreichen Aeußerungen unſerer politiſchen Freun-

de, die in den weſentlichen Punkten übereinſtimmen, ſcheint dies
kaum noöthig zu ſein; bei allen herrſcht der Gedanke vor:

Es muß raſch und ohne Zeitverluſt der deutſche
Bundesſtaat feſt gegründet werden.

De nähere Entwickelung dieſes Satzes finden wir in einer An-
ſprache, welche am 12. d. M. von Stettin ausgegangen iſt
ſo klar und richtig gegeben, daß wir uns dieſelbe im W ſent-
lichen aneignen und ſolche in der Anlage zur weiteren Verbrei
tung bringen.

Aber noch ein Wort haben wir hinzuzufügen über die Be-
ziehung, in welcher die gegenwärtige Lage der preußiſchen Ver-
faſſungsfrage zu den nahen Reichstagswahlen ſteht ein Wort
der Ermutyigung für ſolche, welche an dem Gelingen des deut-
ſchen Einigungswerkes jetzt verzagen mochten. Wir rufen ihnen
zu, nicht abzu laſſen in ihrem Beſtreben und mit aller Thaig-
keit und Enerzie ſich bei den Wahlen zu betheil gen. Wie auch

Löſung der jetzt ſchwebenden Fragen ſich geſtalten mag, das
ſteht doch unter allen Umſtänden feſt,

daß die conſtitutionelle Monarchie für Preu-
ßen der verfaſſungsmäßige Rechtsboden bleibt,

und daß Preußens Ehre für die Begründung
des deutſchen Bundesſtaates verpfändet iſt.

Berlin, den 19. Januar 1850.
A. v. Auerswald. v. Ammon.
v. Bardeleben. v. Baſſewitz.
ſtark. G. Beſeler. Brockhauſen. v. Bokum-Dolffs.
v. Borries. v. Beughem. v. Beckerath. Otto
Camphauſen. Ludw. Camphauſen. Dahlmann.
Duncker. Gr. Oyhrn. Bauer (Stargard). Erbreich.
v. Ende. v. Frantzius. Fubel. Groddeck. Geßler.
Goltdammer. Gellern. Heſſe (Brilon). Hermann
(Schönebeck). Harkort. v. Hilgers (Coblenz). Kette.
Knorr. Lenſing. v. Leipziger. Laut. Müller
(Siegen). Maetzke. Milde. Graſſo. v. Patow. G.
Reiner. Riedel. Robe. Simſon. v. Saucken
Julienfelde. v. Sanden. v. Schlotheim. Graf
Schwerin. Tamnau. Techow. Ulfort. v. Viebahn.
v. Veltheim. v. Vincke (Olbendorf). M. Veit. M. Witt-
genſtein. Waehler.“

v. Arnim (Neuwied).
v. Brunneck. Baum-

Anlage. Die oben erwähnte Anſprache aus Stettin
vom 12. d. M. lautet:

Mitburger! Bei der Wichtigkeit der nahe bevorſtehenden
deutſchen Wahlen ſcheint es uns Pflicht eines jeden Mannes zu
ſein, nach Kraften dahin beizutragen, daß ſie zum Heile Deutſch-
lands und Preußens ausfallen. Deshalb legen wir Euch unſe
re Ueberzeugung uüber dieſelben dar.

Viele wollen ſich gar nicht an derſelben betheil'gen und zwar
einestheils aus Ueberdruß und Gleichgültigkeit gegen alle Poli-
tik. Sie trifft der ſchwere und ſchmahliche Vorwurf, daß ſie
unſerem Volke den Stempel der Unmündigkeit aufdrücken, daß
ſie die ſchwere geiſtloſe Maſſe bilden, an der jeder Aufſchwung
erlahmt. Und wenn dieſer Vorwurf ſie nicht zur Thätigkeit an
treiben kann, ſo ſollte es doch die Gewißheit thun, daß ſie durch
ihre Theilnahmloſigkeit Zuſtande herbeiführen, die um ſo bitte
rer ihr Thun und ihre Freuden unterbrechen werden, weil ſie
ſich ſelbſt eine Mitſchuld zuſchreiben müſſen.

Nicht gering iſt anderentheils die Zahl derer, die aus po
li iſcher Meinung ſich der Wahl enthalten zu müſſen glauben.
Wir halten uns bei denen nicht auf, welche an die Verwirtili



chung ſtaatlicher und geſellſchaftlicher Einrichtungen glauben,
die, ſo lange der Menſch auf der Erde lebt, nicht eintreten wird.
Aber es giebt auch Manche, die, ohne zu dieſer ſocialiſtiſchen
Richtung zu gehören dennoch mit der Regierung brechen zu
müſſen glauben und nur von einer aberwaligen gewaltſamen
Umwaälzung Heil erwarten. Auch dieſe Richtung aber fuhrt
nach unſerer Ueberzeugung ebenfalls nur Unheil und Verderben
mit ſich. Die Staatsverfaſſungen und die geſellſchaftlichen Ein
richtungen beruhen auf der Sitte, dem Gemüth und der Bil-
dung eines Volkes und dieſe werden durch die Gewalt nicht ge
andert. Staatsverfaſſungen, die durch Gewalt errichtet wurden,
ohne feſten Boden im Volk zu haben, ſind nur zu oft von dem
Sturm der fortſchreitenden Umwalzung niedergeriſſen und an
ihre Stelle iſt zuletzt nur eine noch größere Beſchrankung der
Freiheit getreten.

Wer aber die Revolution nicht will, muß wählen, wenn
er nichts thun oder ſeine Thaätigkeit auf das Unbeſtimmte ver-
tagen will. Und wenn Jhr auch nicht die Ausſicht haben
ſolltet, die Wahl nach Eurer Meinung zu lenken, werdet Jhr
doch wenigſtens den Wahlen der Rüuckſchrittspartei entgegen

wirken. eWas will aber dieſe Partei? Sie mochte gern das alte
Preußen und das alte Deutſchland. Von einer Verfaſſung
möchte ſie am liebſten gar nichts wiſſen und nur, weil das doch
nicht mehr ſo ganz geht, macht ſie zeitweiſe Zugeſtandniſſe.
Wer dieſer Partei freien Spielraum laßt, der ſage nicht mehr,
daß ihm das Gedeihen und der Fortſchritt unſeres Volkes am

erzen liege.9 Was Sathen nun aber wir? Wir ſuchen das Heil eines
Volkes nicht in den ſcharf zugeſpitzten Sätzen einer Verfaſſung,
ſowenig als die Frömmigkeit in ſcharf beſtimmten Glaubensſä-
tzen. Wenn die großen Grundſätze der Volksfreiheit eine aus
einem freiſinnigen Wahlgeſetze hervorgegangene Volksvertretung
(wir verlangen nicht eine gleiche Wahlberechtigung nach der Kopf
zahl), die Berechtigung der Volksvertretung zur Beſteuerung
und Geſetzgebung, Schwurgerichte und Preßfreiheit, wenn
dieſe Grundſätze geſichert ſind, dann ſehen wir das Heil eines
Volkes in dem Aufſchwunge, der allſeitig ſeine freie Thätigkeit
nimmt. Durch ſie wird namentlich auch der Wohlſtand in den
untern Schichten der Geſellſchaft ſich heben und ohne einen ge-
wiſſen Wohlſtand iſt an Bildung und Geſittung nicht zu denken.

Dieſe freie Thätigkeit kann aber ein Volk nicht entwickeln
und beſchützen ohne Macht und dieſe Macht können die deutſchen
Völker nicht erlangen ohne Einheit. Auch Preußen kann in
einer abgeſonderten Stellung nicht zur vollen Entwickelung
ſeiner Kräfte gelangen. Darum wollen wir eine ehrliche Ver
bindung mit unſern deutſchen Brüdern, wir wollen uns einigen
mit ihnen zu einem freien, ſelbſtaändigen, mächtigen und tuch-
tigen Volke.

Den Grund und den Anfang zu einer ſolchen Einigung
nun ſoll der nächſtens zu wahlende deutſche Reichstag im Ver-
ein mit den Regierungen legen.

Bekannt iſt der Verfaſſungsentwurf, den die vereinten Re-
gierungen vorlegen werden. Welchen Werth er hat, könnt ihr
am beſten daraus abnehmen, daß alle, die von je an die Ein
yeit Deutſchland hintertrieben haben, das Ausland und ſelbſt
deutſche Regierungen, die ſich höher ſtellen, als das Heil des
Ganzen, eine Einigung Deutſchlands auf der Grundlage dieſes
Entwurfes zu hintertreiben ſuchen. Wir ſind der Meinung, daß
Großes gewonnen iſt, wenn er in's Leben tritt. Ueberdies thut
Eile Noth. Wer weiß, was das Frühjahr bringt. Wer weiß,
wenn durch langgedehnte Unterhandlungen die Zeit überſchritten
wird, bis zu der das Bundniß der vereinten Regierungen in
Kraft bleibt, ob dann nicht von dieſer oder jener Seite neue

Hinderniſſe erhoben werden. Darum rathen wir Euch, ſucht
durch Eure Wahlen einen Mann zum Reichstage zu ſchicken,
der ſich bereit erklärt, jenen Verfaſſungsentwurf, ſelbſt mit Ab-
anderungen, wenn dieſe nur nicht das Weſentliche betreffen,
im Ganzen anzunehmen. Dann iſt ein feſter und gültiger
Grund gelegt und wenn das Schiff im Hafen iſt, dann können
in Sicherheit Schäden und Mangel ausgebeſſert werden.

Und mit einer ſolchen Wahl werdet Jhr nicht allein
ſtehen überall in Deutſchland wird von denen, die aufrichtig
die Einheit und Freiheit des Vaterlandes wollen, in dieſem
Sinne gewählt werden.

Das iſt unſere Ueberzeugung, theure Mitbuürger, nun prufet
und entſcheidet ſelbſt.

Kleinſorge, Oberlehrer. Bendemann, Regierungsrath.
Jobſt, Bank-Director. Kuhr, Oberlehrer. D. Varges,
Oberlehrer. Picht, Kaufmann. Goltdammer, Kaufmann.
Lencke, Rechts-Anwalt. Moll, Prediger. Krauſe, Ju-
ſtizrath. DOumrath, Bank-Direktor. Schillow, Kauf-
mann. Peterſſen, Bank-Direktor. Simon sen. Kauf-
mann. Th. Gribel, Kaufmann. von Dewitz, Juſtiz-
rath. Fretzdorff, Kaufmann. Hanow, Juſtizraty.
Niemann, Kaufmann. Sucrow, Kaufmann. Schmidt,
Profeſſor. Lobedan, Appellationsgerichtsrath. E. Meiſter
sen., Kaufmann. D. Lehmann, prakt. Arzt. Flashar,
Prediger. Koßmann, Appellationsrath. Bon, Regierungs
rath. Calow, Rechts-Anwalt. E. Rahm, Kaufmann.
Becker, Kaufmann. Bachhuſen, Kaufmann. Al.
Rahm, Kaufmann. C. A. Schulze, Stadtrath. B.
Rahm, Partikulier. Bööttcher, Mäkler. Büchner,
Kaufmann.

Berlin, d. 19. Januar. Der Erb-Landmarſchall im Her
zogthum Schleſien, Graf von Sandraſchütz, iſt nach Lan-
genbielau und der bisherige außerordentliche Geſandte und be-
vollmächtigte Miniſter der Vereinigten Staaten von Nord-Ame-
rika am yieſigen Hofe, Hannegan, nach Koöln von hier ab-
gereiſt.

Wie wir aus ſicherer Quelle erfahren, iſt das Miniſterium
zwar für die ſofortige Annahme des Verfaſſungsentwurfs vom
28. Mai von Seiten des in Erfurt zuſammentretenden Parla
mentes, allein nur unter der Bedingung der ſogleich nachfol-
genden Reviſion ſowohl dieſes Verfaſſungsentwurfes ſelbſt, als
auch der von den Regierungen vorzulegenden Modifikationen.
Jn dieſem Sinne haben die konſervativ-konſtitutionellen Ver-
eine mit dem Miniſterium Hand in Hand zu gehen beſchloſſen.
Es verlautet daß die letzteren für Berlin als Kandidaten den
Miniſter des Jnnern, Herrn von Manteuffel, und den vorma-
ligen Miniſter Herrn Camphauſen in Vorſchlag bringen. (V. 3.)

Die Friedensunterhandiungen zwiſchen der daniſchen und
preußiſchen Regierung haben vorgeſtern begonnen.

Die Geſammtzahl der vom Herbſt vorigen Jahres bis zum
nächſten Frühjahr auszuhebenden Mannſchaften ſoll ſich auf
circa 250,000 Mann belaufen. Viele der Eingezogenen wer
den nach ſechswochentlicher Uebungszeit mit der Weiſung ent-
laſſen ſich ihrer Wiedereinberufung ſtets gewärtig zu halten.
Es wird überhaupt Alles vorbereitet, um zum nächſten Früh-
jahr ſämmtliche Armee-Korps mit einer ſtarken Reſerve mobil
machen zu können und herrſcht deshalb gegenwärtig in alle
Departements des Kriegsminiſterii eine außerordentliche Rüh-
rigkeit.

Von den zu dem Bau der Oſtbahn bewilligten 21 Mill.
Thalern und den anderen dafür disponibeln Fonds ſollen jahr

lich 5 Millionen für die raſche Förderung des Baues der Oſt
bahn bewilligt werden. Der bis jetzt erſchienene Bauetat, w.e
er durch das Handelsminiſter um vollzogen iſt, weiſt für das



laufende Jahr incl. Brücken- und Deichbauten die Summe von
2 Millionen 800,000 Thlr. nach, ſo daß noch 2 Millionen
200,000 Töolr. zu verwilligen bleiben. Man wird, dem Ver-
nehmen nach, erſt die Rückkehr der nach England geſendeten
Unterſuchungscommiſſion abwarten, um letztere Summe dann
für den Bruckenbau der Weichſel zu verwenden und fur andere
Stellen, welche gleich mit großer Kraft in Angriff genommen
werden müſſen, ſo daß alsdann bie ausgeſetzte Summe von
5 Mill. erreicht wird.

Briefe aus dem Badenſchen äußern die wiederholte Beſorg-
niß, daß die preußiſchen Anſtrengungen für die Herſtellung der
Geſetzlichkeit und für die Beruhigung des Landes dort einen ſo
geringen Dank von gewiſſer Seite her eintragen werden als dies
ſchon anderswo geſchehen iſt. Abgeſehen davon, daß das ganze
aktive Miniſterium zu den Blittersdorfſchen Freunden gehört und
die Anſchauungen dieſes Diplomaten theilt, ſtrengen ſich die ul-
tramontanen Agenten, deren Wirken deshalb von oben nicht un
gern geſehen wird, aufs Hoöchſte an, die neue öſterreichiſche
Bekehrung zu einem Volkshauſe fur einen ſuüddeutſchen
Reichstag unter den Deutſchgeſinnten geltend zu machen. Jh-
nen wird von Freunden der Regierung nachgeholfen, welche die
nicht für Oeſterreich geſtimmten Deutſchgeſinnten der vorigen
Kammer lebhaft verdächtigen Und anfeinten. Und wie exem-
plariſch ſich hieneben auch der preußiſche Soldat im Lande be-
nehme, ſo iſt begreiflich in allen Verwandtſchaftskreiſen der im
vorigen Jahre Aufſtaändiſchen ſchon ſeine Gegenwart im Lande
eine ſchmerzliche Erinnerung an Reichs Exekution. Da kann
nur helfen, daß Erfurt fruher einen großen Eindruck ſchaffe,
als die Schwarzenberg-Pfordten Schlayerſchen Pläne fertig ſind.

Auf den Antrag des preußiſchen Bundes-Commiſſars in
Frankfurt a. M. wird demnächſt von der Bundes Commiſſion
ein Commiſſar in die Herzogthümer Schleswig und Hotſtein
geſendet werden, der ſich von dem dortigen Stande der Dinge
überzeugen und ſofort Bericht zur Regulirung der Verhaltniſſe
erſtatten ſoll.

Berlin d. 20. Januar. Se. Maj. der König hat geruht:
Den General Lieutenant von Selaſinsky zum vorſitzenden
Mitgliede der General-Ordens-Commiſſion zu ernennen.

Se. Durchlaucht der General der Jnfanterie und General-
Gouverneur von Neu-Vorpommern, Fürſt zu Putbus, iſt von
Putbus hier angekommen.

Erfurt, d. 17. Jan. Die Vorbereitungen zum Parla-
mente ſchreiten vorwärts. Geſtern iſt die Ankunft des Bau-
raths Bürde aus Berlin erfolgi. Gleich nach ſeiner Ankunft
nahm derſelbe die baulichen Anordnungen der Auguſtinerkirche
von Neuem in Augenſchein. Damit die Arbeiten einen um ſo
ſchnellern und gedeihlichern Fortgang nehmen, iſt angeordnet
worden, daß innerhaib der Kirche geheizt werden ſoll. Die Anzahl
der Arbeiter in ſämmtlichen einſalaägigen Fächern mehrt ſich
von Tag zu Tag. Geſtern war die Auguſtiner- Gemeinde ver-
ſammelt, um über die Bedingungen zu berathen, unter wel-
chen die Kirche auf die feſtgeſetzte Zeit von zwei Jahren dem
Reiche abzutreten ſey. Das Verlangen des Presbyteriums, als
Entſchädigung des Klingelbeutels c. 100 Rihlr. jährlich zu for-
dern, wurde von der Gemeinde als unſtatthaft verworfen. Die
Mittheilung, daß die Regierung die baufallige Auguſtinerkirche
auf ihre eigene Koſten zum Beſten der Gemeinde herſtelle und
ſpäter für die Wiederherſtellung keinen Erſatz verlange, erregte
unter den Anweſenden große Freude.

Darmſtadt, d. 17. Januar. Jn der heutigen Sitzung
der erſten Kammer ward von derſelben ihr Präſident, Ober
appellationsrath Schenck, zum Mitglied des Staaten-
hauſes erwahlt, und aus den drei Candidaten, welche die
Staatsregierung zur Auswahl für dieſelbe Miſſion vorgeſchla

gen hatte, Kanzler Birnbaum in Gießen, Oberappellationsrath
Heſſe hier und Gutsbeſitzer (fruüher Advokat) Dr. Lan gen auf
dem Windhaäuſer Hof in Rheinheſſen, der Letztgenannte erkoren.

Auf der Tagesordnung der heutigen Sitzung der zweiten
Kammer ſtand die Berathung des Antrags des Abg. Muüller-
Melchiors wegen Verhaftung der Abgg. Mohr, Heldmann,
Wittmann und Schmitz. Dieſe Berathung zeigte das Bild
eines Kampfes zweier Parteien, zwiſchen denen keine Mittel
partei ſteht. Der Wortführer der rechten Seite war Abg. Reh.
Abg. v. Gagern, der ſpäter mit der Minderheit ſtimmte, hüllte
ſich in tiefes Schweigen und folgte nur mit Aufmerkſamkeit
den Debatten und ihren Wendungen. Als Sprecher der linken
Seite war Abg. Müller-Melchiors. Miniſterpräſident Jaup
nahm mehrmals das Wort, auch Herr v. Lindelof erhob ſich
einmal, um von ſeinem Standpunkt aus einzuwirken. Es
handelte ſich zunächſt von dem Verſtändniß des Artikels 84 der
Verfaſſungsurkunde, lautend: „Während der Dauer des Land
tags ſind die Perſonen, welche zu der Ständeverſammlung ge
ören, keiner Art von Arreſt, als mit Einwilligung der Kam-

mer, zu welcher ſie gehören, unterworfen, den Fall der Er
greifung auf friſcher That bei ſtrafbaren Handlungen ausge
nommen, in welchem Falle aber alsbald der Kammer, zu wel-
cher der Verhaftete gehoöort, die Anzeige des Vorfalls mit Ent-
wickelung der Gründe gemacht werden ſoll.“ Der Antrag, der
Ausſchußbericht und die Oppoſition behauptete und vertheidigte
den Satz, daß dieſer Artikel auch von dem Fall handle, da die
Verhaftung vor Eröffnung der Ständeverſammlung vorgenom-
men worden ſei, während die miniſterielle Partei, ſich dem
Ausſpruch der Staatsregierung zur Seite ſtellend, darzuthun
ſich bemuhte, daß der Artikel ſich auf den Fall beſchränke, da
nach Eröffnung der Ständeverſammlung Haft eintreten ſolle.
Nach einer funfſtündigen ſehr lebhaften Debatte, welche vielen
Aufwand von Beredſamkeit, Geiſt, Scharfſinn und Kenntniſſen
zeigte, kam es zur Abſtimmung. Die erſte Frage: „Will die
Kammer nach dem geſtellten Antrag die gegen die vier Abgeord
neten Mohr c. ohne Einwilligung der Kammer fortdauernde
Unterſuchungshaft fur eine Verletzung des Art. 84 der Verfaſ-
ſungsurkunde erklären ward mit 23 Stimmen gegen 13 be-
jaht. Ebenſo ward mit 25 Stimmen gegen 11 die zweite Frage
bejaht: „Will die Kammer erklären, daß die Verhaftung des
Abg. Heldmann (der am 22. d. M. verhaftet ward, wahrend
die Stande auf den 20. einberufen waren, daher er ſchon hier
erſchienen war) eine Verletzung des Art. 87 („Die definitive
Entſcheidung über die Gülrigkeit der Wahlen und über die Zu-
laſſung, Abweiſung oder Befreiung der Mitglieder der Kam-
mern gehört zu der Competenz einer jeden Kammer, ſobald die
ſtändiſche Verſammlung eröffnet worden iſt“) der Verfaſſung
enthält?“ Die dritte Frage: „Will die Kammer die Staats-
regierung erſuchen, den betreffenden Gerichten von den Beſchluſ
ſen der Kammer Nachricht zu ertheilen damit die Freilaſſung
der Verhafteten erfolgt?“ ward mit 23 Stimmen gegen 13 be
jaht. Als der Präſident verkuündete, daß nun eine Adreſſe an
die Staatsregierung zu erlaſſen ſei, wendete Miniſter Jaup ein,
daß nur von der gewöhnlichen Mittheilung an die erſte Kam-
mer die Rede ſein kounne. Wiederholt ſprach dieſer auf Anlaß
eines Zwiſchenfalls am Schluß der Sitzung den lebhaften Wunſch
aus daß nunmehr die Behandlung der deutſchen Frage
möglichſte Beförderung finden moge; jede weitere Ver
ſchiebung werde als eine Ablehnung angeſehen
werden!

WMainz, d. 15. Januar. Heute iſt offiziell die Nachricht
hier eingegangen, daß der Papſt die Wahl des Profeſſor Leo
pold Schmidt zum Biſchofe von Mainz, „weil mehrere und
verſchiedene gewichtige und glaubwürdige Zeugniſſe und Urkun
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den gegen die gewählte Perſon ſprechen,“ verworfen habe. Da
der Gewählte eine persona grata der Regierung war, ſo ſieht
man einem andern Konflikt entgegen.

Dresden d. 19. Januar. Die erſten Straferkenntniſſe
gegen die auf dem Königſtein verwahrten drei Hauptſchuldigen
Heubner, Bakunin und Rockel ſind nunmehr eingegangen und
werden denſelben heute publizirt werden. Was man über den
Jnhalt vorausgeſagt hat (daß ſie auf Tod lauten), beſtätigt

ſich. (Dresdn. J.)Hannover, d. 18. Januar. Jn zweiter Kammer findet
heute zunächſt die zweite Berathung über das Miniſterial-
Schreiben vom 15. v. M., das Bundesſchiedsgericht betreffend,
ſtatt. Zwiſchen Windhoerſt und Lang iſt es zu einer Vereini-
gung hinſichtlich ihrer Anträge nicht gekommen Etrſterer er
neuert ſeinen Antrag in einer etwas modificirten Form dahin:
daß das Schiedsgericht auf demſelben Wege zu Stande kommen
muſſe, auf welchem die Reichsverfaſſung zu Stande komme,
während Letzterer an ſeinem Antrage Nichts andern zu können
erklärt. Nach längerer Diskuſſion wird bei namentlicher Ab-
ſtimmung der modifizirte Antrag Windhorſt's mit 39 gegen 29
Stimmen angenommen.

Schwerin, d. 16. Jan. Die amtliche Mecklenburgiſche
Zeitung ſchreibt: Sicherm Vernehmen nach hat der Verwal-
tungsrath zu Berlin in ſeiner am 11. Januar abgehaltenen
Sitzung einſtimmig die nöthigen Beſchlüſſe gefaßt, um ein viel-
leicht intendirtes Vorſchreiten der proviſoriſchen Bundes-Com-
miſſion zu Frankfurt in der mecklenburgiſchen Verfaſſungsange-
legenheit zu verhindern. Da nun bisher auch keinerlei Erlaß
in der Verfaſſungsangelegenheit an das mecklenburg-ſchwerini-
ſche Miniſterium gelangt iſt, alſo die verſchiedenen Zeitungsnach-
richten, welche Dies behaupten, auf Unwadrheiten beruhen, ſo
ſteht auch in Maßgabe der vorgedachten, von dem Verwaltungs-
rathe gefaßten Beſchlüſſe nicht zu erwarten, daß die proviſori-
ſche Bundes-Commiſſion in dieſer ganz außer dem Bereich ihrer
Competenz liegenden Angelegenheit überhaupt thätig werden wird.

Schleswig, d. 15. Jan. Wie man hort, iſt Streit
über die Erſtattung der Koſten für die zeitweilige Unterbrin-
gung der daniſchen Kriegsgefangenen in Broacker und Graven-
ſtein bei der Auswechfelung im Auguſt v. J. ſie wird vom
däniſchen Kabinette nach wiederholten Untechandlungen eigen-
ſinniger Weiſe noch immer der Preuß. Staatskaſſe zugemuthet.
Bekanntlich wurde die zeitweilige Unterbringung der Gefange-
nen dadurch nothwendig, daß daniſcherſeits im Widerſpruch mit
der Waffenſtillſtands-Konvention nicht rechtzeitig die deutſchen
Gefangenen auf Düppel abgeliefert wurden.

Kiel, d. 17. Jan. Jn der heutigen Sitzung der ſchles-
wig- holſteiniſchen Landesverſammlung zeigte der Praſident, nach
dem das Protokoll verleſen worden war, an, daß folgender
Antrag von dem Abg. Bünger aus Altona ſoeben eingereicht
worden ſei:

Jn Erwägung daß die Unterhandlungen mit Dänemark vorausſicht
kich zu einem erwünſchten Reſultate nicht führen werden, wohl aber zu
einer Ermattung und Verzweiflung erzeugenden Dauer ausgedehnt wer
den können in fernerer Erwägung, daß die Lage der Einwohner des
Herzogthums Schleswig unter den gegenwärtigen Verhältniſſen von Tage
zu Tage unerträglicher wird, und daß die längere Dauer dieſes Zuſtandes
nicht blos die materiellen Intereſſen der Herzogthümer im höchſten Grade
gefährdet, ſondern auch die öffentliche Moral untergräbt und die politi-
ſche Stellung des ſchleswig holſteiniſchen Staats immer mehr bedenklich
macht in endlicher Erwägung, daß nicht zu beſeitigende Hinderniſſe poli
tiſcher oder ſtrategiſcher Natur einer Wiederbeſetzung Schleswigs nicht ent
gegenſtehen, dahingegen weſentliche Vortheile nur von einem raſchen Ein
ſchreiten erwartet werden dürften, aus dieſen Gründen beſchließt die Lan-
debverſammlung die Statthalterſchaft aufzufordern, daß ſie die Unter
handlungen mit Dänemark abbreche und das Herzogthum Schleswig von
ſchleswigholſteiniſchen Truppen baldigſt wieder beſetzen laſſe.

Kiel, d. 18. Januar. Jn der heutigen 231ſten Sitzung
der ſchleswig-holſteiniſchen Landes- Verſammlung
motivirte der Abgeordnete Buntzer ſeinen Antrag in um
faſſender Weiſe. Der Departements-Chef für die aus-
wärtigen Angelegenheiten nahm das Wort, nachdem der
Antrag unterſtützt worden war und die Wahl eines Comité zur
Frage ſtand. Er verlas eine Mittheilung, deren weſentlicher
Jnhalt folgender war: daß der Zuſtand im Herzogthum Schles
wig im höchſten Grade beklagenswerth ſei, darüber könne kein
Zweifel obwalten. Die Statthalterſchaft habe angeſtrebt, daß
ſtatt der Willkühr eine rechtliche Ordnung eintreten möge. Un-
term 16. November ſei der Landesherr um eine Berathung ge
beten worden am 24. November ſei dieſer Wunſch zugeſagt.
Unterm 8. Dezember waren die Vertrauensmaänner namhaft ge-
macht worden am 21. Dezember ſei aus dem Cabinet des
Landesherrn ein Schreiben ergangen, daß in Betreff der ge
nannten Männer nichts zu erinnern ſei und daß von dem Jn-
halte und der Faſſung einer Eingabe derſelben die Berufung
abhängen werde. Am 37. Dezember ſei von Schleswig aus
dieſe Eingabe beſchafft. Dieſe ward vorgeleſen. Sie tragt das
einfach deutſche Geprage der Stellung der drei Manner zu dem
Landesherrn mit eigner Würde und der Schwere der Aufgabe
mit einem durchſchlagenden Hinblick auf Gottes Beiſtand. Un-
terzeichnet iſt ſie von Mommſen, Prehn, Steinkorff. Der De-
partements-CEhef bemerkte ferner, daß am 11. d. in Berlin die
Nachricht eingetroffen ſei, daß man die Vertrauensmaänner in
Kopenhagen empfangen werde. So wie tie Sachen jetzt ſtan
den, könne die Regierung dem Antragſteller nicht beiſtimmen.
Doß die Scheinregierung, von der ein Mitglied geſagt habe,
daß ſie nur zur Schmach des Königs regiere, nicht beſtehen
bleiben werde, ſei gewiß. Hoffentlich wurden die nächſten Ta
ge ſchon Aufklärung geben. Die Regierung hege den Wunſch,
Laß eine Beſſerung dieſer Zuſtände ohne Gebrauch der Waffen
eintreten möge. Die Regierung kenne dieſe Zuſtande, ſonſt
würde ſie dieſelben durch die vielen Deputationen erfahren haben.
Dieſe hätten die Beruhigung mitgenommen daß dieſe Zeit des
Duldens trotz des im höchſten Grade gekrankten Rechtsbewußt-
ſeins ausgehalten werden müſſe. Zur Prüfung des Antrags
ward ein Comité von 5 Mitgliedern gewaählt.

Ratzeburg, d. 16. Jan. Das mitgetheilte Schreiben
der Central-Bundes-Commiſſion ward der Landesverſammlung
unter folgendem Begleitſchreiben der Statthalterſchaft mitge-
theilt:

„„Der Landesverſammlung wird hierdurch die Mittheilung gemacht,
daß die Statthalterſchaft in Verfolg ihrer Zuſchrift vom 31. d. M. ſich
ſofort an die Central-Bundes-Commiſſion in Frankfurt a. M. unter An
lage des vorgenannten Schreibens, ſo wie unter Darlegung des ganzen
Sachverhältniſſes gewandt und um ſchleunigſte Rückäußerung erſucht hat.
Jn Betreff des geſtrigen Antrags der Landesverſammlung, die Abſendung
einer geeigneten Perſon an die Bundes-Central-Commiſſion in Frankfurt
a. M. anlangend, glaubt die Statthalterſchaft re nach Eingang der
abſchriftlich anliegenden mit der geſtrigen Abendpoſt eingegangenen Ver
fügung der Bundes-Central-Commiſſion vom 7. d. M. eine ſolche für jetzt
nicht geeignet erachten zu können und ſieht ſich vielmehr veranlaft, der
reiflichen Erwägung der Landesverſammlung anheimzuſtellen, ob ſie es
nicht, ſowohl in ihrem eigenen, als im wahren Jntereſſe des Landes
zweckentſprechender hält ihre Vertagung ſchon vor Ablauf des ihr nach
G. 87 des in thatſächlicher Wirkſamkeit ſtehenden Grundgeſetzes zuſtehenden
14tägigen Zuſammenbleibens, ohne daß eine ſolche Vertagung von der Be
hörde angeordnet werden könnte, bis zu dem Zeitpunkt, wo die Statthal
terſchaft ihr weitere Eröffnungen zu machen im Stande iſt, ſelbſt zu bean
tragen und ſieht die Statthalterſchaft einer desfallſigen baldthunlichſten
Erklärung der Landesverſammlung entgegen. Ratzeburg, d. 13. Januar
1850. Präſidium der Statthalterſchaft. L. Kielmannsegge. Büttner.

Die Landesverſammlung hat das Schreiben der Central-
Bundes Commiſſion viel anders interpretirt, als die Statthal-
terſchaft, ſo daß ſie in demſelben nur einen neuen Anlaß geſe
hen hat, ihren, in Folge einſtimmig am 11. Januar gefaßten
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Beſchluſſes geſtellten Antag: „Statthalterſchaft wolle eine geeig
nete Perſönlichkeit nach Frankfurt ſenden, welche den Schutz
der Central-Bundescommiſſion für die in ihrem Namen regie-
rende Behörde in Anſpruch zu nehmen und jede Beſorgniß
einer Beeinträchtigung der verfaſſungsmäßigen Landesrechte durch
die zu erbittende ausdruckliche Anerkennung J zur ungeſtorten
Fortentwickelung der organiſchen Landeseinrichtungen zu heben,
beauftragt wird zu wiederholen daß ſie im Uebrigen aber
von ihrem Rechte Gebrauch gemacht hat, welchem zuſolge ſie
vor Ablauf von 14 Tagen nicht vertagt werden kann.

Luxemburg, d. 11. Januar. Die kürzlich in mehrere
Blätter ubergegangene Nachricht, daß der König von Holland
in ſeiner Eigenſchaft als Großherzog von Luxemburg und Her-
zog von Limburg dem Jnterim beigetreten ſei, beruht, wie be
ſtimmt verſichert wird, in Bezug auf Luxemburg auf einem
Jrrthum. So wuünſchenswerth, ja, ſo nothwendig es ſein mag,
Deutſchland gegenüber in eine beſtimmte Stellung einzutreten,
ſo iſt es doch kaum vorauszuſetzen, daß der König ſeine ver
faſſungsmaäßigen Befugniſſe ſo weit überſchreiten werde. Die
Kammer muß zuvor zu allen Verträgen ihre Zuſtimmung er
theilen, und dieſe Zuſtimmung iſt von ihr ausdruücklich verſcho-
ben worden, ſo daß der Konig in die Lage geſetzt iſt, ohne
offenbaren Verfaſſungsbruch in der deutſchen Frage keine Ent-
ſcheidung treffen zu können. Uebrigens iſt es kaum zu bezwii-
feln, daß, wenn die Kammer Anfangs Februar wieder zuſam-
mentritt, ſie ſich fur das Jnterim erklären dagegen den An-
ſchluß an das Drei-Koöönigs-Büundniß zurückweiſen werde. Ueber-
haupt verfolgt die hieſige Landes- Politik nur einen Zweck, den
Zweck, die luxemburger Nationalität (1) und Souverainetät
aufrecht alles andere ſich dagegen möglichſt fern zu halten.

Jtalien.
Etwas Beſtimmtes uüber die Rückkehr des Papſtes iſt im

mer noch nicht bekannt. Einem in Paris verbreiteten Geruüchte,
nach welchem die Regierung die Nachricht erhalten hatte,
Pius IX. habe Portici am 5. Jan. verlaſſen, um am 15. in
Rom ein,utreffen, legen wir keine große Bedeutung bei. Noch
immer wird das Nicht-Zuſtandekommen der Anleihe als Haupt-
grund der verzögerten Abreiſe Sr. Heiligkeit vorgeſchoben. Aus
Florenz ſchreibt man daruber vom 5. Jan.: „Sie haben aus
der Antwort des heiligen Vaters auf die Beglückwünſchungs-
rede Martinez de la Roſa's erſehen daß er von ſeiner Rück-
kehr nach Rom ſprach, ohne den Tag genau anzugeben ein
Brief aus Neapei vom 2. Jan. meldet mit Beſtimmtheit, die
einzige noch nicht beſeitigte Schwierigkeit ſei die geweſen daß
der Papſt die Anleihe vor ſeiner Abreiſe von Porrtici habe ab-
ſchließen wollen, während Lras franzooöſiſche Haus ſich erſt nach
erfolgter Rückkehr nach Rom zum definitiven Abſchluſſe derſel
ben habe verſtehen wollen. Die Vorſchläge des Hauſes Roth-
ſchild konnten nicht angenommen werden denn ſie ſtellten Be
dingungen zu Gunſten der Juden in Rom, welche der Papſt
zurückweiſen zu müſſen glaubte. Das mehrmals von den Jour-
nalen wiederholte Gerücht der vollſtändigen Räumung Roms
von den Franzoſen und ihrer Erſetzung durch 6000 Spanier
und 4000 Neapolitaner iſt ungegründet. Von Wiederher-
ſtellung des Malteſer-Ordens iſt noch immer viel die Rede. Die
Jnſel Formentera eine der Balearen, wird als zukünftiger
Hauptſitz des Ordens genannt. Ein Brief aus Genua
vom 10. Jan. bringt die ziemlich unwahrſcheinlich klingende
Nachricht, die franzöſiſche Regierung habe die Ausweiſung Ga-
ribaldi's aus Tanger verlangt.

Frankreich.
Paris, d. 16. Jan. Vom 1. Febr. an ſoll der „Na-

poleon als Hauptorgan des Elyſée, täglich erſcheinen. Er

wird dann wohl das Jntereſſe und die Bedeutung verlieren
die man den ſeitherigen vereinzelten Nummern beigelegt hat
weil man faſt bei jedem Artikel in L. Napoleon den Verfaſſer
vermuthete. Dies kann doch bei dem täglich erſcheinenden Blatte
nicht mehr der Falle ſein.

Das angebliche Project einer Vertagung der National-Ver-
ſammlung ſcheint in dieſer ſelbſt wenig Anklang zu finden.
Man meint, daß das Miniſterium, wenn es jetzt dieſelbe vor
ſchlagen würde, höchſtens 80 bis 100 Stimmen erhalten
dürfte. Unter der Majorität gewahrt man aufs Neue die
Sucht, ſich in verſchiedene Gruppen zu zerſpalten. Die Partei
Odilon Barrot ſteht im Begriffe, ſich ſowohl von den Mini-
ſteriellen, als den Legitimiſten einſtweilen vollſtandig zu ſon
dern und den Verein vom Staatsrathe nur in beſondern Fal-
len als den Sammelpunct der ganzen Majorität zu betrachten
Andererſeits organiſirt ſich ſeit Lamoriciere's Rückkehr der con
ſtitutionellen Cirkel immer feſter; Cavaignac gehört demſelben
nicht an, billigt aber ſeine Tendenzen.

Auf Anlaß der ſchon erwähnten Vorſchläge von Oahirel
und Pradier ſagt der „„Pays“, ein Organ der Partei Odlion
Barrot's: Wir glaubten ſtets, es ſei die erſte Pflicht der Re
gierungen, die Aufregung der Gemüther zu beſchwichtigen und
den Wohlſtand durch das Vertrauen zu entwickeln. Seit dem
31. October ſcheinen alle dieſe elementaren Grundſätze über den
Haufen geworfen zu ſein. Der Wahnſinn der Camarilla und
die Schwäche des Miniſteriums, das ihr ſeinen Namen leiht,
unterhalten wie zum Vergnügen die öffentliche Unruhe. Nie
mals ſind die Gerüchte von Botſchaften und Staatsſtreichen ſo
beglaubigt geweſen, wie jetzt. Man muß ſich daher über die
zwei neuen an die Nationalverſammlung gerichteten Vorſchläge
nicht wundern. Der eine iſt auf die Regelung der Formen
gerichtet, in denen die Botſchaften des Präſidenten der Republik
von der Nationalverſammlung empfangen und beantwortet wer-
den ſollen. Der andere hat zum Zweck, den geſetzlichen Wider
ſtand im Falle eines Aufſtandes, einer Uſurpation oder eines
Staatsſtreiches zu organiſiren. Dieſe beiden Vorſchläge drücken
volltommen die Schwierigkeiten der Lage, die öffentlichen Be
fürchtungen und die Fehler der Regierung aus. Dieſe beiden
Vorſchläge, die von der parlamentariſchen Jnitiative ausgehen
und ſich an das Gefühl der ganzen Nation wenden ſind von
zwei Anhangern der Ordnung abgefaßt worden. Es war dem
Miniſterium vom 31. October vorbehalten, dergleichen Miß
trauen in der Majorität der National Verſammlung zu er-
wecken.“

Paris d. 17. Jan. Der Miniſterrath hat ſich geſtern
zweifelsohne zum letzten Male, mit der Angelegenheit von La
Plata beſchäftigt, für welche mehrere Repaſentanten einen letz
ten Schritt gethan hatten. Wie es heißt, hat der Municipal-
rath diesmal jeden Vorſchlag einer directen oder gemiſchten Ein-
ſchreitung, ſogar wenn ſie auf Koſten der Regierung von Mon-
tevideo geſchähe, faſt einmüthig verworfen. Die mit Pruü-
fung des Geſetzentwurfes für Erhöhung des Soldes der Unter-
officiere beauftragte Commiſſion ſoll ſich, dem „Journal des De-
bats“ zufolge, geſtern mit 12 gegen 3 Stimmen gegen den
Entwurf des Kriegsminiſters ausgeſprochen und eben ſo die
rerſchiedenen ähnlichen Vorſchlaäge, welche von der Verſammlung
an ſie verwieſen wurden verworfen haben. Sie hat jedoch angeb-
lich die Abſicht, einen mehr allgemeinen Entwurf, der auf die
Corporale und Gemeinen, wie auf die Unterofficiere, anwend-
bar waäre, abzufaſſen und vorzulegen.

Vermiſchtes.
Breslau, d. 16. Januar. Nach den Bevoölkerungs-

liſten vom Jahre 1846 beträgt die Seelenzahl: a) der Civil



Perſonen 106,687, b) der Militär- Perſonen 6,111, im Summa
12,798.t Wien, d. 16. Januar. Eingegangenen telegraphiſchen

Depeſchen zu Folge kann die Nordbahn, ungeachtet der unausgeſeeten Bemühungen, nicht fahrbar gemacht werden. Die

Station Wagram meldet unter Andern: Der Schneepflug iſt
von Floridsdorf nach Wagram nur mit Anſtrengung durchge-
brochen der Sturm dauert fort und allem Anſcheine nach
werden die Züge heute nicht verkehren können. Die Verwehun-
gen ſind diesmal größer als alle bisherigen. Von Wagram
nach Gänſerndorf iſt mit dem Schneepfluge nicht durchzubrechen,
und wenn der Sturm nicht nachläßt, kann nicht gearbeitet
werden. Das eine Geleiſe von Floridsdorf nach Wagram wird
man frei zu erhalten ſuchen. Die Station Ganſerndorf mel
det: „Der Sturm und das Schneegeſtöber iſt ſo heftig, daß
unmöglich gearbeitet werden kann.“ Unter ſolchen Verhältniſſen
wird die Bahn kaum vor morgen fahrbar gemacht werden kon
nen. Von der Preßburger Bahn fehlen alle Nachrich-
ten, da die Telegraphen- Verbindung an mehreren Orten unter-
brochen iſt. Auf der Brucker Bahn iſt heut in Folge
neuerlicher Schneeverwehungen weder ein Zug angekommen noch

en.abgegan Der Neſtor der holländiſchen Kaufleute, van Hobo-

ken, Commandeur der niederländiſchen Orden, iſt neulich zu
Rotterdam im Alter von 93 Jahren mit Hinterlaſſung eines
mehr als fürſtlichen Vermögens geſtorben. Er erwähnte oft,
daß er damit angefangen habe, Fiſche auf einem Schiebkarren
feil zu bieten, und trotz ſeines Reichthums miſchte er ſich gern
im Hafen unter ſeine ehemaligen Gefährten, deren Tracht und
einfache Lebensweiſe er beibehalten hatte.

Merſeburg. Der Königliche Geheime Regierungs und Schulrath
Hahn zu Magdeburg iſt auf ſein Anſuchen mit Penſion aus dem Staats
dienſt ausgeſchieden.

Zu dem erledigten evangeliſchen Paſtorat an St. Catharinen zu
Magdeburg iſt der bisherige Prediger zu Schönberg und Herzfelde,
Friedrich Guſtav Mangelsdorff, berufen und von der Kirchenbehörde

ätigt worden.wen Sie erledigte evangeliſche Pfarrſtelle zu Heinrichs, Diöces Suhl, iſt

dem bisherigen Pfarrer zu Bruchſtedr, Wilhelm Jmmanuel Meffert,

verliehen worden. e rnDie erledigte evangeliſche Pfarrſtelle zu Rothenburg Diöces Cön
nern iſt dem Predigtamts- Candidaten Rector Herrmann Franz Salz-
mann verliehen worden.

Die erledigte evangeliſche Pfarrſtelle zu St. Moritz in Naumburg iſt
dem bisherigen Pfarrvicar derſelben Kirche, Bernhard Chriſtoph Haun,

verliehen worden. MDie neufundirte evangeliſche Pfarrſtelle zu Letzlingen, Diöces Garde-
legen, iſt dem Predigtamts- Candidaten Chriſtian Ludwig Eduard Hof
meiſter verliehen worden.

Zu der erledigten evangeliſchen Pfarrſtelle zu Taſtungen mit Wehnde,
Diöces Großbodungen iſt der bisherige Predigtamts-Candidat Franz Georg
Schreck berufen und von der Kirchenbehörde beſtätigt worden.

Die erledigte evangeliſche Oberpfarrſtelle zu Gröningen, Diöces Grö-
ningen, iſt dem bisherigen Superintendenten zu Wolmirſtedt Friedrich
Ludwig Bernhard Nöldechen, verliehen worden.

Die erledigte evangeliſche Pfarrſtelle an der Kirche B. Marg. Virg.
zu Schönſtedt, Diöces Langenſalza iſt dem bisherigen Pfarrer zu Bo
thenheilingen Johann Andreas Beyersdorff, verliehen worden.

Die erledigte evangeliſche Pfarrſtelle zu Punſchrau, Diöces Naum
burg iſt dem Predigtamts- Candidaten Johann Benjamin Ludwig Rich-
ter verliehen worden.

Die erledigte evangeliſche Pfarrſtelle zu Kriegſtedr, Diöces Lauchſtedt,
iſt dem Predigtamts- Candidaten und Oberlehrer Friedrich Wilhelm Voigt
verliehen worden.

Zu der erledigten evangeliſchen Diaconatſtelle zu Weißenfels mit dem
Compaſtorate zu Selau, Diöces Weißenfels, iſt der Predigtamts- Candidat
Guſtav Adolph Millitzer berufen und von der Kirchenbehörde beſtätigt
worden.

Die erledigte katholiſche Pfarrſtelle zu Halle iſt dem bisherigen Pfarr
verweſer zu Meyendorf, Licentiat Klahold, proviſoriſch übertragen worden.

Mittelſt Allerhöchſter Cabinets-Ordre vom 26. November
bisherige Prorector Kahnt zum
nannt worden.

Durch Miniſterial Reſcript vom 17. Dec. v. J. ſind die Oberein-
fahrer Breslau und Mehner zu Wettin zu „„Bergmeiſtern“ und die
Vicegeſchwornen Franke zu Weißenfels und Weißborn zu Löbejün zu
„„Berggeſchwornen“ ernannt worden.

An die Stelle des verſtorbenen Berggeſchwornen Sommer zu Mer-
ſeburg iſt durch ein Miniſterial-Reſeript vom 13. December v. J. der bis-
herige Bergamts-Secretgair Nehmi z zu Halberſtadt zum Berggeſchwornen
ernannt worden, und wird derſelbe ſeinen Wohnſitz in Halle nehmen.

eeeeekeeke

v. J. iſt der
Rector des Stiftsgymnaſiums in Zeitz er

et

Getreidepreiſe.
Nach Berliner Scheffel und preuß. Gelde.)

Halle, den 19. Januar.

Weizen 1 22 6 A bis 1 28 9Roggen 1 2 6Gerſte 23 26 3Hafer 16 3 20Nordhauſen den 19. Januar.
Weizen 1 10 bis 1 25 Gerſte 24 I bis 26Roggen 27 1 Hafer 16 2 18Rüböl, der Centner 14
Leinöl, der Centner 13

Magdeburg, den 19. Januar. (Nach Wispeln.)
Weizen 37 44 Gerſte 20 223Roggen 26 28 Hafer 14 17

Waſſerſtand der Saale bei Halle
am 20. Januar Abends 5 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 7 Zoll.
am 21. Januar Morgens 7 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 7 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 19. Januar Nr. 1 und 3 Zoll.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 20. bis 21. Januar,

Jm Kronprinzen Frau v. Neſſelröder m. Dienerſchaft a.
Hr. Rittergursbeſ. v. Alpen a. Steinfurt. Hr. Pfarrer Fliedner a.
Kaiſenwerth. Hr. Kaufm. Ebbinghaus a. Frankfurt. Die Hrrn.
Lieut. v. Alvensleben a. Weißenfels v. Häften a. Roſtock. Hr. Fa
brik. Beit a. Hamburg. Die Hrrn. Kaufl. Winkelmann a. Hamburg,
Walkhoff a. Tümpling Hr. Stadtrath Herrmann u. Hr. Lieut. v.
Bodenhauſen a. Erfurt.

Stadt Zürich: Hr. Kaufm. Eisner u. Hr. Seidenfärbereibeſ. Vetter
a. Berlin. Hr. Pulverfabrik. Schmidt a. Bautzen. Hr. Rittmeiſter
Baron v. Scholley a. Steyermark. Die Hrru. Kaufl. Schäfer a.
Waldenburg, Zinke a. Leipzig, Schröder a. Stuttgart, Deigenmüller

Eiſenach-

a. Düren, Prinz a. Bremen, Mohr a. Magdeburg. Frl. v. Wal
ther a. Brüſſel.

Goldnen Ning: Hr. Cand. Höpfner a. Brandenburg. Die Hrrnu.
Kaufl. Harras a. Berlin, Braumann a. Magdeburg Pätz a.
Weimar.

Engliſcher Hof Hr. Schieferdeckermſtr. Biſchoff a. Berlin. Die
rrn. Kaufl. Eichler a. Mannheim, Tröſter a. Breslau. Hr. Par
tik. Krüger a. Hamburg. Hr. Fabrik. Winzer a. Peſth.

Goldnen Löwen Hr. Lieut. Ems u. Hr. Kaufm. Gehorſt a. Halber
ſtadt. Hr. Weinhdlr. Werner a. Benshauſen. Hr. Dr. Gutten a.
Breslau.

Stadt Hamburg: Hr. Fabrik. Simons a. Aachen. Hr. Dr. jur. Fi
ſcher a. Jena. Hr. RechtsAnwalt Steingräber a. Thorn. Hr. Rit
tergutsbeſ. Michaelis a. Danzig. Die Hrn Kaufl. Stremmel a.
Halberſtadt, Meyer a. Erfurt, Leibold a. Freiburg, Stockmann g.
Schleufingen, Große u. Leonhard a. Magdeburg Lindner a. Leipzig,
Baſtian a. Frankfurt.

Zur Eiſenbahn: Die Hrrn. Kaufl. Hahn a. Frankfurt, Zeuner a.
Bremen. Die Hrrn. Fabrik. Teichmann a. Guben, Stock a. Mün-
chen. Hr. Stud. Ebert a. Bonn,

Freie Gemeinde.
Mittwoch Abends 7 Uhr Gemeinde-Verſammlung,
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Bekanntmachungen.
Nothwendiger Verkauf

beim
Königl. Preuß. Kreis- Gerichte

zu Halle a. d. S.
J. Abtheilung.

Der Eichardtſche Antheil von dem
zu Unterteutſchenthal Nr. 31 bele-
genen Ackergute an Haus, Hof, Scheune,
Stalle, einem Baum- und Graſegarten
nebſt Weiden- und Pflaumenkabeln und
anderthalb Viertel Landes Feld, nach der,
nebſt Hypotheken-Schein und Bedingungen,
in der Regiſtratur eine Treppe hoch,
Zimmer Nr. 14 einzuſehenden Taxe,
abgeſchätzt auf 5713 12 6 ſo
daß der Taxwerth des Eichardt ſchen
Antheils zur Hälfte 2856 A ſoll

am 22. März 1850 Vorm. 11 Uhr
an ordentlicher Gerichtsſtelle hierſelbſt, eineTreppe hoch, Zimmer Nr. 5, vor dem
Deputirten Herrn Obergerichts- Aſſeſſor
Thümmel meiſtbietend verkauft werden.

Nachtrags-Prorlama.
Da in dem zur Licitation des Sup-

pe'ſchen Antheils von den obigen Realitäten
Unter Teutſchenthal Nr. 31 angeſtandenen
Termine ein Gebot nicht abgegeben wor-
den, ſo ſoll auf Antrag der Gläubiger die
fernere Licitation der Suppe'ſchen Hälfte
ebenfalls

am 22. März d. J. Vormittags
11 Uhr

gleichzeitig mit der Eichardt'ſchen er-
folgen.

Taxe, Hypothekenſchein und Bedin-
gungen ſind in unſerer Regiſtratur einzu
ſehen.

Halle a/S. den 14. Januar 1850.Königl. Kreisgericht, I. Abtheilung.

Getreide Verkauf.
Den achten Februar 1850, Vormittags

von 10 Uhr an, ſollen im Geſchäftslokale
des unterzeichneten Rentamts circa

490 Scheffel Roggen
125 Gerſte Preuß. Maaß,
860 Hafer

unter den im Termine bekannt zu machen-
den Bedingungen, alternativ in einzelnen
Quantitaäten oder im Ganzen, offentlich
meiſtbietend verkauft werden, was andurch
vekannt gemacht wird.

Heldrungen, den 19. Jan. 1850.Königl. Preuß Rent- Amt.
Brauerei Verpachtung.

Die Brauerei auf dem Rittergute
Machern bei Leip s ſoll verpachtet wer
den und iſt das Nähere daſelbſt zu erfah-
ren bei Schnetger.

7

Bekanntmachung.
Die verehrlichen Vereinsmitglieder ma

chen wir hierdurch darauf aufmerkſam, daß
die nächſte Verſammlung unſeres Vereins
ſtatutenmäßig auf

Mittwoch den 30. d. Mts.
Vormittags 10 Uhr, und zwar abermals
im Gaſthofe „„Zum Thüringer Hofe“ hier-
ſelbſt ſtattfinden wird.

Zugleich erſuchen wir dieſelben, ſich recht
zahlreich an dieſer Verſammlung betheiligen
zu wollen, da die jetzige Jahreszeit undguten Wege dies geſtatten dürſten.

Auch bemerken wir hierbei, daß die
Vereinsbeiträge pro 1850 in der anſtehen-
den Verſammlung zu zahlen ſind.

Was aber die in Latzterer zur Verhand-
lung kommenden landwirthſchaftlichen Fra-
gen anlangt, ſo verweiſen wir rückſichtlich
derſelben auf unſere Bekanntmachung vom
20. November v. J. indem die hier ver-
zeichneten Fragen in der letzten Verſamm-
lung wegen Mangels an Zeit nicht mehr
zur Abhandlung gekommen ſind, und des-
halb in der nächſten Verſammlung zur
Berathung kommen werden.

Merſeburg, den 16. Januar 1850.
Der Vorjtand

des landwirthſchaftlichen Vereins für den
Merſeburger Kreis.

Fobe Diet. J. Karus.
Bekanntmachung.

Zur Verlicitirung der in den Jahren
1850, 1851 und 1852 bei hieſiger Kö-
nigl. Saline erforderlichen Mauer und
Dachſteine iſt auf Montag den 4. Februar
d. J. Vormittags um 11 Uhr ein Ter-
min in unſerem Amtslokal angeſetzt, zu
welchem wir qualifizirte Lieferungsluſtige
hierdurch einladen.

Die Bedingungen, welche dieſem Lie-
ferungsgeſchaäft zum Grunde liegen, ſind
von jetzt ab in unſerer Kanzlei einzuſehen,
werden aber auch im Termin ſelbſt ver-
leſen werden.

Saline Halle, den 16. Januar 1850.
Königl. Salinen: Verwaltung.

Bekanntmachung.
Von der Feuer-Verſicherungs-Geſell-

ſchaft „Colonia“ iſt uns zu Anſchaffung
einer neuen Feuerſpritze fur hieſige Stadtein Beitrag von 150 als Geſchenk
ausgezahlt worden, was wir hierdurch
zur öffentlichen Kenntniß bringen,

Querfurt, den 10. Januar 1856.
Der Magiſtrat.

Ginen geübten Aſſiſtenten für
das gerichtliche Rechnungsfach
ſucht der Ger. Kalkulator Graewen in
Halle, Nr. 1512 b.

Die Urwaähler des ſten Bezirks Haus
nummer Nr. 1 bis 202), welche ſich
zum Programm des conſtitutionell-conſer
vativen Wahlvereins bekennen und die Aus-
ſchließung der Frankfurter als ungerecht-
fertigt und gehaäſſig mißbilligen, werden
zu einer Beſprechung auf Dienstag den
22. Januar Abends 7 Uhr in der
Sutpe“ ngeiaden.

Mühlen: Verpachtung.
Eine an der Unſtrut gelegene Mahl-,Oel Schneide- und Walkmüßdle iſt ſo

fort zu verpachten.

Qualificirte Pachtluſtige wollen ſich mel
den beim Rendant Krauth in Schloß
Beichlingen bei e

Geſuch f für Hamburg.
Es ſucht Unterzeichneter für ſeine An-

ſtalt zum 1. Mai unter guten Bedingungen
einen tüchtigen jungen Mann als Schwimm-
Priger und eine fertige Schwimmmeiſterin.
Das Nähere ſchriftlich darüber an

G. H. C. Donner,
Eigenthümer

der Abiter Bade- und Schwimm- Anſtalt
bei der bat vréte in Hamburg.

Zwei tüchtige Tiſchlergeſellen
finden dauernde Beſchaftigung bei der Er
ſatz-Schwadron des 8. Huſaren- Regiments
in Duben.

S e

Unterzeichneter beabſichtigt ſein zu Lö-
bejün bei Halle suh No. 240 belegenes
Wohnhaus und Handlung mit allem Zu-
behör wegen vorzerucktem Alter unter
vortheilhaften Bedingungen zu verkaufen.

Hauptſächlich wird aber darauf hinge-
wieſen, daß in dieſem Hauſe ſeit bereits
50 Jahren ein Schnitt-, Material-, Lederund Kurzwaaren Geſchäft ſchwunghaft mit

Glück betrieben worden iſt.
Hierauf Reflectirende haben ſich zu

wenden an den
Kaufmann Chr. Berth

zu Söbeisn
eneeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeereeEine ſriſchmilchende Kuh mit dem Kalbe

ſteht zu verkaufen bei
feſter in Datb ris

20 Stück Fetthammet find

auf dem Herzogl. Rittergute
Löberitz bei Zörbig zu verkaufen.

aeeddnSoEin cautionsfähiger Schaafknecht findet

zum 25. Mai a. c. Anſtellung auf dem
Herzogl. Fittetute Löberitz bei Zorbig.

Schootenſtroh iſt zu verkaufen alter

Markt vei Brauſt.
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Masken- Anzüge u. Dominos
für Herren und Damen, änßerſt elegant, ſind bil-
lig zu haben bei Landmaun gen., Brüderſtraße
Nr. 207.

Mittwoch großes Militair- Concert von der
Negiments- Muſik des 19. Jnfant.- Regiments im
Saale zur Weintraube. Anfang 3 Uhr. Entrée à Per-
ſon 2/ Sgr. Familien bis 4 Perſonen 5 Sgr.

Buchbinder, Muſikdirector.
en

n un

Neue Braunkohlen-Grube, benannt:
„Panline“ bei Schlettau.

Dem geehrten Publikum mache ich die ergebene Anzeige, daß dieſe Grube von
heute ab ihren Verkauf eröffnet und offerire ich deren ganz vorzügliche Braunkohle
zu d.m Preiſe von 2 8 h Pro Tonne ab der Grube.
Halle, den 22. Januar 1850. G. Spiegel.

Merſeburg, den 15. Januar. ((Eingeſandt.) Heute wurde Herr Rector
Lüben, früher in Aſchersleben, als Rector der hieſigen Burgec- und Freiſchule der
innern Stadt eingeführt und ſomit ein faſt fünfjähriges Jnterimiſtikum beendigt.
Herr Conſiſtorial-Rath Froben ius vollzog die Einführung und eroffnete die Feier-
lichkeit durch eine dem Tage durchaus angemeſſene, begeiſterte Rede. Herr Lüben
entwickelte demnachſt vor der Verſammlung die Grundſaätze, nach denen er die Schule
leiten werde und ſchloß mit der Hoffnung, daß ihm bei Ausſührung derſelben ſeine
nunmehrigen Cellegen treue Heifer ſein würden. Daß dazu das Collegium von gan-
zem Herzen und mit allin Kräften bereit ſei, wurde Namens deſſelben durch Herrn
Lehrer Rönneke ausgeſprochen, aber auch die Bitte hinzugefugt, Herr Lüben
möne die Serge für Hebung der außeren Lage der Lehrer auch dann nicht ven ſich
weiſen, wenn ſie ihm ſchwer und drückend werde; er erleichtere dadurch ja nicht nur
die Lehrer, ſondern arbeite auch gleichzeitig weſentlich ſuür das Gedeihen der Schule.

Wer nun unparteiiſch erwägt, daß an den in Rede ſtehenden Schulanſtalten
von Oßern d. J. ab 17, jetzt 14 Lehrer arbeiten, von denen neun nicht einmal die
für Merſeburg durchaus nothwendige Summe von 200 jährlich beziehen
wer ferner bedenkt, daß die 160 beziehenden Lehrer langer als neun Jahre an
der Bürgerſchule arbeiten und doch im vorigen Jahre mit der Bitte um eine geringe
Verbeſſerung abgewieſen wurden, der wird die Bitte des Herrn Roönneke natür-
lich finden und zugeben, daß es das Collegium nur ehren kann, wenn es jede Ge-
legenheit benutzt, und für die Mehrheit ſeiner Glieder die Zeit herbeizuführen ſucht,
wo ein die unentbehrlichſten Bedürfniſſe deckender Gehalt es ermöglicht daß der Leh-
rer Zeit und Kraft ganz ſeinem Amte widme, wo er nicht gezwungen iſt, durch
übermaßigen Privatunterricht ſich abzuſtumpfen und für das Lehramt untauglich zu
machen.
e WWÄ.ownoar

Bekanntmachung.
Die Actionäre des Zwickauer Steinkohlenbau- Vereins werden hierdurch erge-

benſt benachrichtigt, daß das unterzeichnete Directorium im Einverſtändniß mit dem
Ausſchuß die ſür das Rechnungsjahr 1849 zu gewährende Dividende auf

4 Thaler pro Actie
feſtgeſetzt hat, und werden dieſelben erſucht, die ihnen nach der Zahl ihrer in Beſitz
habenden Jnterimsſcheine zukommenden Dividendenbeträge

den 13. und 14. Februar dieſes Jahres
gegen Aushandigung der 5. Dividendenſcheine bei der Vereinskaſſe in Empfang zu
nehmen.

Zwickau, den 12. Januar 1850.
Das Directorium des Zwickauer Steinkohlenbau-Vereins.

Kuntze. Stengel jun. Dr. Böſewetter.

Gebauerſche Buchdruckerei in Halle.

Diejenigen Urwähler des achten Wahl
bezirks (Nr. 1379 bis 1635, incl. der
Haäuſer vor dem Leipziger Thore), welche
ſich zu den Grundſatzen des Eiſelen-
ſchen Wahlcomités bereits bekennen oder
bekennen wollen, werden hierdurch freund
lichſt erſucht, ſich behufs einer Vorwahl
der Wahlmänner nächſten Dienstag, den
22. Januar, Abends 73 Uhr im Saale
des Bürgergartens einfinden zu wollen.

Halle, den 21. Januar 1850.
Loren z. Schulze. Scheuerlein.

Schönberger. Kinne.

Gürtner geſucht.
Ein erfahrner Gaärtner, mit guten Zeug

niſſen und unverheirathet, findet zum 1.
März Anſtellung auf dem Riettergute
Wengelsdorf bei Merſeburg, wo ſich
derſelbe perſönlich zu melden hat.

Union.
Dienstag den 22. d. M. Ballotement.

Der Vorſtand.

Ein Hauslehrer
wird unter den Herren Predigtamts-Can-
didaten geſucht durch Anton in See-
grehna bei Wittenberg.

ApothekerGehülfen-Geſuch.
Für den 1. April ſuche ich in meiner

Apotheke (reines Medicinalgeſchaft) einen

Gehülfen. E. Fincke.Schmöölln im Herzogthum Altenburg.

22ſte Abonnements Vorſtellung.
Stadttheater in Halle.
Dienstag den 22. Januar:

Der Witldſchütz,
komiſche Oper in 3 Akten von A. Lortzing.

Dirigent Herr Alb. Lortzing.

GGASSGGGOOOÄÜÄX&ÄÖ. X
FamilienNachrichten.

Entbindungs- Anzeige.
Heute Morgen 3 Uhr wurde meine liebe

Frau Jda geb. Picht von einem geſun-
den Mädchen glücklich entbunden.

Halle, den 21. Januar 1850.
Rudolph Rüüprecht.

Verlobungs- Anzeige.
D'e Verlobung unſerer Tochter Em-

ma mit dem Predigtamis- Candidaten und
Lieutenant im 20ſten Landwehr-Regiment,
Herrn Goetſch, beehren wir uns hier-
durch, ſtatt beſonderer Meldung ganz er
gebenſt anzuzeigen.

Halle, den 20. Januar 1850.
Der Steuer-Rath Zeſch nebſt Frau.
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Beilage zu

Deutſchland.
Berlin, d. 20. Jan. Die Verfaſſungs-ReviſionsKom-

miſſion hat ſo eben ihren Bericht über die ſo gewichtige Kö
nigliche Botſchaft vom 7. Januar l. J., betreffend die Feſtſtel-
lung der Verfaſſung, erſtattet. Der Bericht lautet im Weſent
lichen wie folgt:

Vorlage l.
lautet wie folgt:

„Jſt der Verfaſſer einer Schrift bekannt und im Bereich
der richterlichen Gewalt des Staates ſo dürfen Herausgeber,
Verleger, Kommiſſionair, Drucker und Vertheiler, wenn deren
Mitſchuld nicht durch andere Thatſachen begrundet wird, nicht
verfolgt werden.“ Die Königliche Regierung ſchlägt vor, die-
ſen Artikel der Verfaſſung zu ſtreichen. Gegen die Streichung
des Artikels iſt vornämlich geltend gemacht worden, daß mit
ihm abermals eine Garantie der freien Preſſe wegfallen würde,
wie deren durch die von beiden Kammern beſchloſſene Verän
derung des Art. 24. ſchon eine ganze Reihe, wenigſtens in der
Verfaſſung zu exiſtiren aufgehort habe. Die Majorikät der
Kommiſſion hat den Artikel jedoch aus einem formellen und
einem materiellen Grunde aus der Verfaſſung entfernt wiſſen
wollen. Der formelle Grund war der, daß der Arlikel, auch
wenn man ihn ſeinem Jnhalt nach billigen konnte, in keinem
Fall in die Verfaſſung, ſondern in das Straf- reſp. Preßgeſetz
gehören würde. Gegen ſeinen Jnhalt aber wurde eingewendet,
daß er den allgemeinen Prinzipien des Strafrechts von rer
Theilnahme an Verbrechen durchaus und ohne zureichenden
Grund zuwiderlaufe, die wirkliche Theilnahme an einem die
Preſſe verübten Verbrechen (deren Vorhandenſein der Richter
im einzelnen Fall uneingeſchränkt zu unterſuchen habe) häufig
ſtraflos und die Verfolgung von Preßvergehen ſchon dadurch
illuſoriſch mache, daß er dem Angeklagten in allen Stadien des
Preßprozeſſes die Namhaftmachung einer andern ſtatt ſeiner zu
verfolgenden Perſon offen laſſe. Endlich wurde auch das Ge-
wicht des von der Königl. Regierung für ihren Vorſchlag zu-
letzt angeführten Motivs gewürdigt, daß die Preſſe zu denjeni-
gen Gegenſtänden gehöre, deren Regelung der Geſetzgebung des
deutſchen Bundesſtaats vorbehalten werden müſſe und im 141.
des Verfaſſungsentwurfs vom 28. Mai 1849 auch ausdrücklich
vorbehalten worden ſei: und mit 10 gegen 9 Stimmen beſchloſ-
ſen, der hohen Kammer die Annahme des Regierungsvorſchla-
ges unter Nr. 1. zu empfehlen.

Vorlage II. Art. 33. der Verfaſſung vom 5. December
1848 laulet: „das Heer begreift alle Abtheilungen des ſtehen
den Heeres und der Landwehr.“ Der Vorſchlag der Konigl.
Regierung geht dahin, dieſem Satze folgenden hinzuzufugen:
„Jm Falle des Krieges kann der König nach Maßgabe des
Geſetzes den Landſturm aufbieten.“ Die Kommiſſion iſt hier-
mit einſtimmig einverſtanden.

Vorlage III. Die Bürgerwehr dahin zu modificiren: Zur
Aufrechthaltung der Ordnung kann nach näherer Beſtimmung
des Geſetzes durch Gemeindebeſchluß eine Gemeinde-, Schutz
oder Bürgerwehr errichtet werden.“ Einſtimmig genehmigt.

Vorlage IV. betreffend die Lehen und Familienſtiftungen.)
Die Königl. Regierung motivirt ihren Vorſchlag auf doppelte
Weiſe. Sie hebt zunächſt herror, daß das unbedingte Feſthal-
ten an den Beſtimmungen des Art. 38. weder durch die kon
ſtitutionelle Regierungsform, noch durch das Staatsintereſſe ge

ſei; vielmehr ſowohl dem Geiſte der Verfaſſung als den
rundſatzen der Nationalökonomie, auch ohne abſolute Unter

Dienstag

Art. 26. der Verfaſſung vom 5. December

t

drückung der FamilienFideikommiſſe, durch eine Geſetzgebung in

Nr. 18 des Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
den 22. Januar 1850.

der durch die Königl. Vorlage angedeuteten Richtung entſpro
chen werden könne. Als adminikulirender Grund wird au
ßerdem angeführt, daß im Falle der Annahme der für Bildung
der Erſten Kammer gemachten Vorſchläge (Nr. VIII.) eine un
bedingte Aufhebung der Fideikommiſſe ſich ohnehin als unmoög-
lich darſtellen würde. Ueber die Norhwendigkeit oder Zulaſſig-
keit der Unterdrückung der Familien Fideikommiſſe an ſich hat
im Schooße der Kommiſſion keine neue Diskuſſion und keine
Abſtimmung Statt gehabt. Man lat ſich von beiden Seiten
auf die dafür und dagegen in der PlenarBrrathung vom 30.
October 1849 näher entwickelten Gründe bezogen. Namentlich
glaubt die Majorikat der Kommiſſion, daß dem Bedürfniß der
Erhaltung des Grundbeſitzes in den Familien auch ohne Aen-
derung des Art. 38. der Verfaſſung Genüge geſchehen könne.
Sie hält für dieſen Zweck das dem Allg. Landr., wie dem ge
meinen Recht bekannte, durch Art. 38 der Verfaſſung nicht be-
rührte Jnſtitut der fideikommiſſariſchen Subſtitutionen für aus-
reichend und bezieht ſich zum Beweiſe daſür namentlich auf das
Beiſpiel von England. Die Kommiſſion empfiehlt daher der
Kammer mit 12 gegen 9 Stimmen dem Vorſchlage der Königl.
Regierung unter Mr. IV. nicht zuzuſtimmen.

Vorlage V. betreffend den Paſſus: „Die Miniſter ſind
dem Könige und dem Lande (Artikel 59) verantwortlich.“ Die
Kommiſſion hat es zwar als durchaus unzweifelhaft ange
ſehen, daß der Krone das Recht zuſtehe, ihre Miniſter für
von denſelben verübte Vergehen und Verbrechen zur Unter-
ſuchung ziehen zu laſſen. Weder die Verfaſſung vom 5. De
cember, noch die Analogie des konſtitutionellen Staatsrechts
überhaupt giebt den entfernteſten Anhalt fur die Meinung,
als unterſcheide ſich die Stellung eines Miniſters von der aller
übrigen Staatsbeamten dadurch, daß ein Miniſter für die in
der Verwaltung ſeines Miniſteriums begangenen Rechtsverletzun
gen nur von den Kammern zur Unterſuchung gezogen werden
tönnte. Wollte man aber die techniſch beſtimmte Verantwort
lichkeit der Miniſter den Kammern gegenüber mit jener Ver
pflichtung dieſer Beamten Kategorie, auf den Antrag der zu
ſtändigen Behörde für jede von ihnen vollbrachte Rechtsverletzung
Rede zu ſtehen, mit demſelben Namen bezeichnen, ſo wurde
dadurch entweder eine vollſtändige Verwirrung der Begriffe her
beigeführt, oder das Recht der Regierung, die Miniſter zur
Unterſuchung zu ſtellen, durchaus unzuläſſiger Weiſe auf die
jenigen engeren Grenzen beſchränkt werden, innerhalb deren
dieſes Recht auch den Kammern zuſteht. Weder das Eine noch
das Andere kann von der Königlichen Regierung beabſichtigt
werden. Die Kommiſſion empfiehlt daher der Hohen Kammer
einſtimmig, auf den Vorſchlag der Königlichen Regierung unter
Nr. V gern einzugehen.

Vorlage VI., vetreffend die Verlängerung der Friſten bei
einer Auflöſung der Kammern. Gegen dieſe Verlängerung iſt
erinnert worden, daß die in der Verfaſſung vom 5. Dezember
normirten Friſten für die Zukunft um ſo mehr ausreichen wür-
den, als nach geſetzlicher Feſtſtellung der Wahlbezirke, bei Feſt
haltung der Kiaſſenwahlen, die Vorarbeiten der Behoörden ſich
ſehr weſentlich vermindern müßten. Man hat die Zuverſicht
ausgeſprochen daß die Zuſtände des Jahres 1849, wo Auf-
ſtände im Jnnern des Landes die rechtzeitige Ausführung der
Wahlen erſchwert hätten, ſich nicht wiederholen würden.
Jnsbeſondere aber iſt darauf hingewieſen worden, daß, ſo lange
der Zweiten Kammer nicht durch Verleihung des vollen Steuer
bewilligungsrechts die zur Löſung ihrer Aufgabe unerläßliche
ausreichende Bedeutung verliehen wird, es ſich nicht würde
rechtfertigen laſſen, wenn man durch Verlängerung der Abwe,
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ſenheit der Kammern auch den Zeitraum verlängern wollte,
innerhalb deſſen der Exekutivgewalt einſeitig die proviſoriſche
Geſetzgebung überlaſſen geblieben iſt. Aus dieſen Gründen
ſchlägt die Kommiſſion mit 11 gegen 9 Stimmen der hohen
Kammer vor, bei dieſem Punkt auf den Antrag der Koönigli-
chen Regierung nicht eingehen zu wollen.

Vorlage VII. betreffend den Zuſatz: „Finanzentwürfe wer
den zuerſt der zweiten Kammer vorgelegt.“ Die Motive be-
zeichnen dieſe Beſtimmung als den Anfang jener weitern Ent-
wickelung der Verfaſſung vermöge deren, ſobald die erſte Kam-
mer aufhöre, eine reine Wahlkammer zu ſein, der zweiten nach
dem Muſter aller conſtitutionellen Lander ein überwiegender
Einfluß auf Finanzfragen eingeräumt werden müſſe. Die Com-
miſſion empfiehlt dieſen Vorſchlag der königlichen Regierung
mit 15 gegen 6 Stimmen zur Annahme.

Vorlage VIII., betreffend die Pairsfrage. Es iſt zunächſt
bei dieſer wichtigen Frage von keiner Seite in der Commiſſion
beſtritten worden, daß die Fortgeltung eines interimiſtiſchen
Wahlgeſetzes für die Bildung der erſten Kammer, wie ſie zu
letzt durch die übereinſtimmenden Beſchlüſſe beider Kammern in
Antrag gebracht worden zu denjenigen Stücken der Verfaſſung
gehöre bei welchen die Reviſion derſelben das erwünſchte Ziel
nicht erreicht hat. Man hat hervorgehoben, daß der Verſuch,
eine auf dem Zweikammer- Syſtem veruhende Verfaſſung ins
Leben zu rufen ohne die Art der Entſtehung beider Kammern
und alſo auch der erſten definitiv feſtzuſtellen, ſchwerlich irgend
wo bereits ſtattgefunden habe. Wenn aber unfere Verfaſſung
allerdings noch bei vielen andern und weſentlichen Punkten auf
eine ergänzende Geſetzgebung vorbehaltend hinweiſe, ſo dürfe
doch keiner dieſer Puntte an Bedeutung mit dem vorliegenden
verglichen werden, bei welchem es ſich eben um die Gründung
Einer der drei conſtitutionellen Gewalten ſelber handelt.
Dieſe Betrachtungen ſchienen der Minorität der Commiſſion
(6 von ihren 21 Mitgliedern) durchgreifend genug, um in
jedem Falle nach Anleitung der Regierungsvorlage vor dem
Abſchluſſe des Reviſionswerkes die Erſte Kammer definitiv
feſtzuſtellen. Die Majorität der Commiſſion hat ſich dage-
gen (von allem Detail des Regierungsvorſchlages vorläufig
abgeſehen), bei der gegenwärtigen Sachlage für die definitive
Bildung der Erſten Kammer gleichwohl nicht erklären kon
nen. Jn Uebereinſtimmung mit der ſchon früher geltend ge-
machten, durch zwei Abſtimmungen der Zweiten Kammer von
mehr als zwei Drittheilen ihrer Mitglieder gebilligten Mei-
nung, hält man in der Mehrheit der Kommiſſion dafür, daß,
nachdem die Anträge der Zweiten Kammer in Betreff des der
Volksvertretung zu gewährenden Steuerbewilligungsrechts im
Laufe der Reviſion bis dahin keine Gewährung gefunden ha-
ben, auch die Zweite Kammer, wenn auch nicht in Bezug
auf ihre Zuſammenſetzung, ſo doch in Bezug auf den Um-
fang ihrer Berechtigung ebenſowohl den Charakter eines Pro-
viſoriums an ſich trage als die Erſte; wie denn ſdie Konig
liche Regierung ſelber in den Motiven zu Nr. VII. der Vor-
lage unumwunden anerkannt hat, daß die Verfaſſung in die
ſem Punkt einer Entwickelung fähig und bedurftig ſei. Die
Königliche Regierung will dieſe Entwickelung der Zukunft
vorbehalten und die Zukunft kann und wird nach der
Auffaſſung der Majorität dieſe Entwickelung auch allerdings
bringen, dafern bis zu dem Eintritt dieſes Moments beide
Kammern neben einander ihren proviſoriſchen Charakter behal-
ten. Wollte man ſich dagegen jetzt ſchon zu der definitiven
Feſtſtellung der Erſten Kammer allein in der von der Koönigli
chen Regierung bezeichneten Richtung verſtehen, ſo würde da
durch ein ſo bedeutendes Gegengewicht gegen die unerläßliche

Entwickelung des Rechtes der Zweiten Kammer in Steuerfragen
geſchaffen werden, daß dieſe Entwickelung überhaupt oder doch
ihre Herbeiführung in dem allein wünſchenswerthen Wege fried
licher Entwickelung leicht gefährdet werden konnte. Die Majo-
rität hält die in Rede ſtehende Vollberechtigung der zweiten Kam
mer, ohne welche zwiſchen ihr und der erſten ein Gleichgewicht
unmöglich eintreten kann, eben ſo ſehr, als die definitive Feſt
ſtellung einer erſten Kammer, für einen Grundpfeiler der kon
ſtitutionellen Monarchie. Sie kann unmöglich dazu rathen,
unter Vernachlaſſigung dieſes Grundpfeilers den andern aufzu
führen und auf die Gefahr hin aufzuführen, daß dadurch
die Herſtellung des erſteren für lange oder fur immer zwei-
felhaft gemacht werden möchte. Eine fernere in der Majo-
ritat der Kommiſſion zur Sprache gekommene Beſorgniß iſt
dieſe: Die von der Königl. Regierung vorgeſchlagenen Be
ſtimmungen räumen dem großen Grundbeſitz einen bedeuten-
den Einfluß auf die Wirkſamkeit der Erſten Kammer ein.
Die ſofortige Herſtellung einer Erſten Kammer im Sinne die
ſes Details der Regierungsvorlage möchte nicht allein nach dem
eben Entwickelten die nothwenoige Entwickelung der Verfaſ
ſung, ſondern eben ſo ſehr die wichtigſten, theilweiſe bereits
geloſten Aufgaben der Geſetzgebung (über agrariſche, Gemein-
de-, Beſteuerungs- Verhältniſſe u. ſ. w.) verzoögern oder gefaähr
den erſt nach deren Erledigung aber werde die Spannung, die
im Augenblicke noch hier und da zwiſchen dem landlichen gro
ßen und kleinen Grundbeſitz beſtehe, ihr überhaupt und insbe-
ſondere für die Volksthümlichkeit einer Bevorzugung des großen
Grundbeſitzes in der Volksvertreiung ſo wünſchenswerthes Ende
erreichen. Jndem man ſich demnächſt zur Erörterung des vor
geſchlagenen Details wendete, vergegenwärtigte man ſich zuvoör
derſt die Zahlen verhältniſſe des Vorſchlages dahin, daß eine
Erſte Kammer, die demſelben entſpräche, eiwa aus. 10 Prinzen
des königlichen Hauſcs, 14 Häauptern der ehemals reichsunmit-
telbaren Häuſer, 80 von dem Könige ernannten erblichen, 10
bis 12 von ihm ernannten lebenslaänglichen Mitgliedern, 60 aus
den Wahlen der höchſt beſteuerten Grundbeſitzer, 30 aus denen
der Magiſtrate der großen Städte und 6 aus denen der Univer
ſitäten hervorgehenden beſtehen würde. Gegen dieſe Verſchieden
artigkeit der Quellen, aus denen hiernach die Mitglieder der er
ſten Kammer in bunter Wahl hervorgehen ſollen, wurden man-
nichfache Bedenten erhoben. Namentlich fand man es bedenk
lich, dem Grundbeſitz eine ſo ſtarke Vertretung zu geſtatten.
Auch gegen die Betheiligung von Univerſitäts-Profeſſoren bei der
Erſten Kammer ſind die früher angeregten Bedenken erneuert
worden. Abanderungsvorſchiäge, die dieſen oder anderen Be
denken gegen das Detail der tönigl. Vorlage begegnen ſollten,
ſind in der Verfaſſungs-Commiſſion nicht geſtellt worden. Ebenſo
wenig hat man verſucht, bei dieſer Veranlaſſung die Formel
für diejenige Abänderung der Verfaſſung aufzuſtellen deren An
nahme durch die krei Faktoren der geſetzgebenden Gewalt die
nach der Auffaſſung der Majorität ſchlechthin unerläßliche
Gleichberechtigung der Zweiten Kammer mit der neu zu bil
denden Erſten herbeizuführen allein im Stande wäre. Es hat
vielmehr über die Nr. 8. der Regierungs Vorlage nur Eine
Abſtimmung ſtattgefunden. Bei dieſer haben ſich 6 Stimmen
fur, 15 gegen die Vorlage der Regierung erklärt. Die Kom
miſſion empfiehlt mit dem eben angegebenen Stimmenverhälr-
niß der hohen Kammer der Vorlage der Königl. Regierung un
ter Nr. 8. nicht zuzuſtimmen.

Bei der Vorlage X. betreffend die Trennung der ſtadti
ſchen und ländlichen Wahlkreiſe empfiehlt die Kommiſſion mit
13 gegen 7 Stimmen Ablehnung des Regierungsvorſchlags.
Man hat in dieſem Vorſchlage namentlich eine bedenkliche Rück
kehr zu dem Prinzip der ſtaändiſchen Gliederung des ehemaligen
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Provinzial Landtags gefunden und es durchaus zu vermeiden
gewünſcht, die ländlichen und ſtädtiſchen Intereſſen zu ſondern.

Vorlage X. betreffend den Staatsgerichtshof). Auch die
ſem Vorſchlage iſt die Zuſtimmung der Kommiſſion nicht zu
Theil geworden. Daruüber war die Mehrheit der Kommiſſion
unter ſich und mit der Königlichen Regierung einverſtanden,
daß, wenn ein Staatsgerichtshof der bezeichneten Art auch nur
im Wege der ordentlichen und regelmäßigen Geſetzgebung ſollte
geſchaffen werden konnen, dazu eine Abänderung der zu Recht
beſtehenden Verfaſſung vom 5. December unerlaßlich ſein würde.
Der Kreirung eines ſolchen Gerichtshofes im Allgemeinen wür-
de nämlich nicht ſowohl der Artikel 93 (95.), als die Art. 7
und 94. (96.) der Verfaſſung entgegenſtehen. Die Majorität
der Kommiſſion hat indeſſen das Bedürfniß zu ſolcher Abände-
rung der Verfaſſung weder als vorhanden anerkennen, noch ein-
raumen konnen, daß, dies Bedürfniß vorausgeſetzt, es dem
öffentlichen Jntereſſe entſprechen würde, demſelben durch eine
ſo unbeſtimmte Möglichkeit zu begegnen, wie die Rezierungs-
vorlage thut. Man hat ſich, um zuvorderſt dies Bedürfniß
nachzuweiſen, darauf berufen, daß die Geſchwornengerichte
im Laufe des letzten Jahres vielfach in politiſchen Prozeſſen ſich
zu einer Freiſprechung der Angeſchuldigten, auch wo Thalſache
und Schuld vollkommen klar vorlagen und nicht etwa bloß in
Fallen, wo die Strafbarkeit der dem Angeklagten zur Laſt ge
legten Thatſachen kontrovers ſein mochte, herbeigelaſſen und da
durch wiederholentlich in dem unbefangenen Tyeil des Publi-
kums ein großes Mißtrauen gegen vie Befahigung des ganzen
Jnſtituts überhaupt, insbeſondere aber für politiſche Prozeſſe
hervorgerufen haben. Man findet es daher ſowohl im Jnter-
eſſe einer geſicherten Rechtspflege, der mit Freiſprechung von
Verbrechern unmöglich gedient ſein kann, als im Jntereſſe der
Geſchwornengerichte ſelbſt, ſie nicht durch, ſolche mißbräuchliche
Wirkſamkeit in politiſchen Prozeſſen abgenutzt und in der öffent-
lichen Meinung zu Grunde gerichtet zu ſehen. Auch wenn man
aber die Betheiligung des Geſchwornengerichts bei politiſchen
Prozeſſen nicht entbehren wolle, ſei es doch wenigſtens wün-
ſchenswerth, die Jury bei Aburtheilung namentlich weit ver-
zweigter politiſcher Verbrechen von lokalen und provinzialen
Einfluſſen frei machen zu können und auch dazu gebe die Vor-
lage dee Königl. Regierung die erforderliche Handhabe. Hier-
gegen iſt erwidert worden, daß das kurze Beſtehen des Ge-
ſchwornengerichts einen ſolchen Schluß um ſo weniger zu recht-
fertigen im Stande ſei, als daſſelbe bei uns ſeinen Anfang lei-
der in einer politiſch auf das Tiefſte aufgewühlten Zeit genom-
men, in welcher obenein der verderbliche Jrrthum, als ob poli-
tiſche Verbrechen minder ſtrafbar ſeien, als die gemeinen, faſt
von allen Seiten reiche Nahrung gefunden habe. Von einer
durch den befriedigenden Abſchluß des Verfaſſungswerks zu ge-
wärtigenden Beruhigung und Aufklärung der Gemüther von
der ſchon ſo lange in Ausſicht ſtehenden Reviſion des malreriellen
Strafrechts, endlich von einer Verbeſſerung der vorläufig nur
auf proviſoriſcher Geſetzgebung beruhenden Organiſation der
Schwurgerichte ſelber, glaubte man die Verbeſſerung des Jnſti-
tuts mit Sicherheit erwarten zu müſſen nicht von einer Aus-
ſchließung deſſelben von dem Gebiet aller oder doch der größe-
ren politiſchen Verbrechen, für welches das Schwurgericht im
konſtitutionellen Staat vielen Mitgliedern der Kommiſſion noch
unerläßlicher als für alle andere ſtrafrechtliche Verfolgung ſchien.
Der Antrag der Kommiſſion geht hienach ziemlich einſtimmig
dahin Die hohe Kammer wolle dem Vorſchlage der Koönig-
lichen Regierung unter Nr. X. ihre Zuſtimmung nicht ertheilen.

Vorlage XI. betreffend die Genehmigung der Behörden zur
gerichtlichen Verfolgung von Beamten. Die Kommiſſion em

Bei Vorlage XII. empfiehlt die Kommiſſion die Annahme
mit 16 gegen 4 Stimmen.

Vorlage XIII. Die Königliche Regierung ſchlägt zu demArtikel 105 der Verfaſſung vom 5. Becember w. und

Verordnungen ſind verbindlich, wenn ſie in der vom Geſetz vor
geſchriebenen Form bekannt gemacht worden ſind folgenden
Zuſatz vor: „Die Rechtsgültigkeit gehörig verkundeter Verord
nungen kann nur von den Kammern zur Eroörterung gezogen
werden.“ Die Kommiſſion iſt mit 22 gegen 8 Stimmen der
Anſicht, daß ſie der Kammer die Annahme dieſes Zuſatzes nicht
empfehlen kann, da es Pflicht des Richters ſei, zur Grundlage
ſeiner Entſcheidung nur das zu machen was er nach ſeinem
beſten Wiſſen und Gewiſſen für verbindliche Norm erachtet.

Die Vorlage XIV. betreffend die Vereidigung iſt mit 11
gegen 9 Stimmen genehmigt worden. e

Berlin, d. 20. Januar. Die Feier des Krönungs und
Ordensfeſtes hat heute in gewohnter Weiſe ſtattgefunden. Es
erhielten

l. Oen Schwarzen Adler-Orden: Graf zu Dohna,
General Lieutenant und kommandirender General des Iſten
Armee Korps. von Sethe, Wirklicher Geheimer Rath in
Berlin. v. Wegnern, Kanzler des Königreichs Preußen zu
Königsberg in Preußen.

11. Den Rothen Adler-Orden erſter Klaſſe: Frei-
herr von Diepenbrock, Fürſtbiſchof von Breslau. Adolph,
Erbprinz von der Lippe-Schaumburg- Bückeburg.

III. Oen Stern zum Rothen Adler-Orden zwei-
ter Klaſſe (mit Eichenlaub): v. Dunker, General Lieu-
tenant und Kommandeur der 16ten Diviſion. Gueinzius,
General Major a. D., Wirklicher Geheimer Kriegsrath im
Kriegs miniſterium. v. Voß, General Lieutenant und Kom-
mandeur der Sten Diviſion. Graf v. Walderſee, General-
Lieutenant und Kommandeur der Garde-Kavallerie. (ohne
Eichenlaub): Graf v. Burghauß, General-Landſchafts
Direktor und Kammerherr auf Laaſan, zu Breslau.

IV. Den Rothen Adler Orden zweiter Klaſſe
mit Eichenlaub: Dr. v. Bohlen, Geheimer Juſtizrath und
Konſiſtorial Präſident zu Greifswald. Borck, Geheimer Lega
tions- Rath in Berlin. v. Borcke, Oberſt und Kommandeur
der 10ten Kavallerie- Brigade. Coſtenoble, Geheimer Ober-
Finanzrath und vortragender Rath im Staats Miniſterium.
Foß, Wirklicher Geheimer Kriegsrath und Militair-Jntendant
des 2ten Armee-Korps. From, General Major und Jnſpek-
teur der 2ten Jngenieur- Jnſpektion. Keller, Geheimer Ober-
Regierungs Rath im Miniſterium der geiſtlichen c. Angelegen
heiten. Dr. Möller, General Superintendent der Provinz
Sachſen und erſter Domprediger in Magdeburg. Graf v. Monts,
Oberſt und Kommandeur der ten Landwehr Brigade. v.
Oeynhauſen, Berghauptmann in Brieg. v. Pachelbl-Ge-
hag, Ober Forſtmeiſter und Hof-Jägermeiſter in Potsdam.
Pfeil, Ober- Forſtrath und Direktor der höheren Forſt Lehr
anſtalt zu Neuſtadt- Eberswalde. v. Pommer-Eſche, Gene-
ral- Direktor der Steuern. Dr. Ranke, Profeſſor an der Uni
verſitaät zu Berlin und Mitglied der Akademie der Wiſſenſchaften.

V. Den Rothen Adler-Orden dritter Klaſſe (mit
der Schleife) erhielten 43 Perſonen, darunter: v. Dall-
witz, Ober-Forſtmeiſter in Merſeburg. Danneil, Regierungs-
Rath in Merſeburg. v. Götze, Oberſt und Commandeur des
27. Jnfanterie- Regiments. Graffunder, Regierungs und
Schul-Rath in Erfurt. Honigmann, KreisgerichtsDirektor
in Sangerhauſen. Kühne, Ober Regierungs Rath und Ab-
theilungs-Dirigent in Erfurt. Dr. Müller, Konſiſtorial-Nath

pfiehlt die Annahme dieſes Vorſchlags mit 13 gegen 7 Stimmen. und Profeſſor an der Univerſität in Halle. Dr. Niemeyer,
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Direktor der Franckeſchen Stiftungen in Halle. (Ohne diehhaufen. Silberſchlag, Rechts-Anwalt und Juſtiz- Rath in
Schleife) 6 Perſonen. Magdeburg. Stahl, Kriegsrath und Garniſon-Verwaltungs-VI. Den Rothen Adler- Orden vierter Klaſſe Oberinſpektor in Erfurt. Dr. Steingröwer, Aſſiſtenzarzt
erhielten 247 Perſonen, darunter: Bennecke, Steuer Rath beim Zten Bataillon (Neuhaldensleber) 26ten LandwehrRegi-
in Salzwedel. Bolze, Fabrikant in Salzmünde. v. Bü ments. Traut, Lehrer an der Realſchule in Erfurt. Wel-
low, Ober-Bergrath zu Halle an der Saale. Dietrichs, ter, Direktor des Appellationsgerichts in Halberſtadt. Witzel,
Oberförſter zu Reiffenſtein, Regierungs Bezirk Erfurt. Franke, Oberförſter zu Wachſtedt, Regierungs-Bezirk Erfurt.
DomainenRentmeiſter zu Heldrungen. Dr. Gutike, prakti- VII. Den St. Johanniter-Orden erhielten 13 Per-
ſcher Arzt in Halle. Hagemann, Poſt Direktor in Halle ſonen, darunter: v. d. Borch, Forſtmeiſter in Halle an
Hartiſch, Magiſtrats- Aſſeſſor und Kämmerer in Zeitz. Kie der Saale. v. Hanſtein, Kammerherr und Kreisdeputir-
nitz, Steuer-Rath in Nordyauſen. Loöſener, Stadtrath und ter zu Wahlhauſen, Kreis Heiligenſtadt.
Kaufmann in Magdeburg. May, Domainen-Rentmeiſter in VIII. Das allgemeine Ehrenzeichen erhielten 153
Annaburg. Müller, Bau-Jnſpektor in Merſeburg. v. Münch- Perſonen, darunter: Apel, Regierungs-Haupt-Kaſſendiener in
hauſen, Secende Licutenant im 31. Jnfanterie-Regiment, kom Merſeburg. Ebeling, Botenmeiſter beim Appellationsgericht
mandirt als Platz-Major in Raſtatt. Pagenſtecher, Haupt in Magdeburg. Mengel, Kanzleidiener beim Appellationsge-
mann und Commandeur der Aten Pionier-Abtheilung. Pockels, richt in Naumburg. Metze, Ortsſchulze zu Lenterode, Kreis
Direktor der Kreisgerichts-Oeputation in Wolmirſtedt. Rumpff, Heiligenſtadt. Meyer, Regierungs Botenmeiſter zu Erfurt.
Diviſions-Auditeur bei der 7ten Diviſion. Sack, Oberförſier Pa ech, berittener Gensdarm in Teuchern, Kreis Weißenfels.
zu Annaburg, Regierungs Bezirk Merſeburg. Dr. Scheibler, Ruhland, Ortsſchulze zu Groß-Burſchla, Kreis Mühlhauſen.
Profeſſor und Regiments Arzt bei der Zten Artillerie-Brigade. Teitge, Schulze in Dannenberg, Kreis Gardelegen. Wu-
v. Schliekmann, Vice-Praſident des Appellationsgerichts a cherpfennig, Kaſtellan beim Appellationsgericht in Halber-
Naumburg. Schmidt, Gutsbeſitzer

Bekanntmachungen.
Eine in der Landwirthſchaft erfahrne

Demoiſelle ſucht unter annehmbaren Be-
dingungen eine Stelle als Wirthſchafterin
auf einem Landgute. Dieſelbe ſieht nicht
ſowohl auf hohen Gehalt, wie auf gute

Behandlung. rNäheres zu erfragen beim Kommiſſio-
nar A. Schulze, Nr. 139.

mr
en

Kapitale von 1000 e und 800 A
werden auf gute Hypothek geſucht. Zu er-
fragen Mittelſtraße Nr. 139.

Ein Hausmadchen und ein Kindermaäd-
chen werden nachgewieſen in Nr. 139.

rrrr——« T J TTüchtige Landwirthſchafterinnen, Köchin
nen und Hausmädchen werden ſofort und
zum 1. April gut placirt durch Frau
Hartmann, gr. Brauhausgaſſe Nr. 312.

Ein Schafknecht findet vom 25. Mai
d. J. ab einen Dienſt auf dem Vorwerk
Langenbogen.

n e

Eine ordentliche Dreſcher-Familie erhält
von k. Oſtern ab Arbeit und Wohnung
auf dem Amte Brachwitz.

Singakademie.
Die heutige Uebung fällt aus und wird

Freitag den 25. Januar Abends 6 Uhr
nachgeholt.

Halle, d. 22. Januar 1850.
Der Vorſtand.

mee

ſtadt.
Beeerà3 5 r r 9 r 3 e a Wren e S e ce len. eFriſchen Seedorſch,

Colcheſter Außern empfing wieder
EEnnnnTT

friſche mar. Auſtern,
Carl Kramm.

e e z

Schweinshaare und Vorſten kauft fortwährend
zum hoöchſten Preis

M m s

Einen Lehrling ſucht Fr. Plier,
Schneidermeiſter in Halle, Dachritzgaſſe
Nr. 982.

Um damit ſchnell zu raumen, ſoll von
jetzt ab auf hieſiger pfaännerſchafllichen
Saline der Scheffel Duüngeſolz oder Duün-
gegyps, wovon eine Quantität von 600
bis 700 Scheffel vorräthig, fur den her-
abgeſetzten Preis von Drei Silbergroſchen
pro Scheffel verkauft werden.

Halle, den 16. Januar 1850.

Die Parterre-Etage Nr. 67, beſtehend
aus 4 Stuben, Kammern und Zubehoör,
es kann auch Pferdeſtall dazu abgelaſſen
werden ſtehet zum 1. April zu vermiethen.

Ein neuer Schlittenkorb ſteht zum Ver
kauf Magdeburger Chauſſee Nr. 3.

errrrerer—5 —DDJ mz7277ò

e T

Rathenower Brillen empfiehlt
Carl Fromm in Schafſtſtedt.

Auf gute Hypothek mit Ackergrund-
ſtücken kann ich nachweiſen 400 1000

1200 1500 und 2000 A.
Der Rechts-Anwalt Goöödecke.

len
er

Gehauerſche Buchdruckerei in Halle.

G. Scheibe in Eisleben.

Die Urwahler des 3. Wahlbezirks, die
Häuſer Nr. 329 bis incl. 501 enthaltend,
welche ſich zu dem Halleſchen conſervativ-
conſtitutionellen Programm bekennen, wer
den erſucht, ſich

Dienstag den 22. Januar
Abends 7 Uhr

im Lokale des Stadtſchießgrabens einzufin-
den um über die Wahl der Wahlmänner
zu berathen.
Der von einhundert Urwählern

Beauftragte.

Schneehauben
ſind wieder angekommen bei

Fr. Schlüter.
wwÄ—3] an

Auf dem Rittergute Dieskau finden
nächſte Oſtern zwei mit guten Zeugniſſen
verſehene Dreſcher Wohnung und Arbeit.

T e

Es wird ſofort ein Kutſcher geſucht,
der mit Pferden gut umzugehen weiß,
Bauhof Nr. 309.
S rrreeZ S m e
Eine neumilchende Kuh mit dem Kalbe
iſt auf dem Rittergute Lochau zu ver-
kaufen.
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